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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 922/97 DES RATES
vom 20. Mai 1997

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 zur Einführung einer Stüt­
zungsregelung für Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher Kulturpflanzen

Erzeugnissen zu verwenden sind, bis zum 31 . März verlän­
gert werden .

Die Verordnung (EWG) Nr. 1 765/92 (4) is daher entspre­
chend zu ändern —

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42 und 43,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Werden auf stillgelegten Flächen Rohstoffe erzeugt, die
zur Herstellung von nicht unmittelbar zur Ernährung
oder Verbitterung bestimmten Erzeugnissen zu
verwenden sind, muß die Lieferung dieser Rohstoffe zum
Verarbeiter aus Kontrollgründen bestätigt werden , bevor
dem Antragsteller ein Ausgleich gezahlt wird . Die Befol­
gung dieser Bestimmung führt jedoch nach der bishe­
rigen Erfahrung dazu , daß die Zahlung des betreffenden
Ausgleichs innerhalb der am 31 . Dezember endenden
Frist mit Schwierigkeiten verbunden ist. Die der Zahlung
des Ausgleichs für die Flächenstillegung gesetzte Frist
sollte in den Fällen , in denen auf stillgelegten Flächen
Rohstoffe erzeugt werden , die zur Herstellung von nicht
unmittelbar zur Ernährung oder Verfütterung bestimmten

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 1765/92 wird der nachstehende Satz angefügt:

„ Im Fall der Anwendung von Artikel 7 Absatz 4 wird
der Stillegungsausgleich jedoch zwischen dem
16 . Oktober und 31 . März des folgenden Jahres
gezahlt ."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Sie gilt ab dem Wirtschaftsjahr 1997/98 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 20 . Mai 1997 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. VAN AARTSEN

(') ABl . Nr. C 106 vom 4. 4 . 1997, S. 13 .
(2) ABl . Nr. C 132 vom 28 . 4. 1997.
(3) Stellungnahme vom 23 . April 1997 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht).

(4) ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7 . 1992, S. 12. Verordnung zuletzt ge­
ändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1575/96 (ABl . Nr. L
206 vom 16. 8 . 1996, S. 1 ).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 923/97 DER KOMMISSION
vom 23 . Mai 1997

zur dritten Änderung der Verordnung (EG) Nr. 414/97 mit Sondermaßnahmen
zur Stützung des Schweinemarkts in Deutschland

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Schweinefleisch ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 3290/94 (2), insbesondere auf Artikel
20 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Wegen des Auftretens der klassischen Schweinepest in
einigen Erzeugungsgebieten Deutschlands wurden mit
der Verordnung (EG) Nr. 414/97 der Kommission (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
770/97 (4), Sondermaßnahmen zur Stützung des Schweine­
markts in diesem Mitgliedstaat erlassen .

Es ist angezeigt, die bei der Abgabe der Ferkel gewährte
Beihilfe an die gegenwärtige Marktlage anzupassen , wobei

der Erhöhung der Marktpreise in Deutschland ab dem 6.
Mai 1997 Rechnung zu tragen ist .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Schweinefleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 414/97
werden die Beträge „62 ECU" und „53 ECU" durch die
Beträge „74 ECU" und „63 ECU" ersetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .
Sie gilt mit Wirkung vom 6. Mai 1997 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 282 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 349 vom 31 . 12. 1994, S. 105 .
P) ABl . Nr. L 62 vom 4. 3 . 1997, S. 29 .
(4) ABl . Nr. L 112 vom 29. 4. 1997, S. 17.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 924/97 DER KOMMISSION
vom 23. Mai 1997

zur vierten Änderung der Verordnung (EG) Nr. 413/97 mit Sondermaßnahmen
zur Stützung des Schweinemarkts in den Niederlanden

pest zu bekämpfen . Daher ist es gerechtfertigt, diese
Verordnung ab dem 6. Mai 1997 anzuwenden .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Schweinefleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Schweinefleisch ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 3290/94 (2), insbesondere auf Artikel
20 und Artikel 22 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Wegen des Auftretens der klassischen Schweinepest in
einigen Erzeugungsgebieten der Niederlande wurden mit
der Verordnung (EG) Nr. 413/97 der Kommission (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
771 /97 (4), Sondermaßnahmen zur Stützung des Schweine­
markts in diesem Mitgliedstaat erlassen .

In Anbetracht des Andauerns der klassischen Schweine­
pest in den Niederlanden ist es angebracht, sehr junge
Ferkel in die Sondermaßnahmen zur Marktstützung
aufzunehmen, um somit zu ermöglichen, daß in den
kommenden Monaten geringere Ausgaben entstehen und
leichtere Tiere an die zuständigen Behörden abgegeben
werden .

Die Abgabe sehr junger Ferkel ermöglicht es auch, die
Beihilfe für Jungferkel und Ferkel innerhalb einiger
Wochen und die Beihilfe für Mastschweine innerhalb
einiger Monate einzustellen . Die zuständigen niederländi­
schen Behörden müssen ermächtigt werden , dieses
Programm zu verwalten und die betreffenden Zeitpunkte
und Gebiete festzusetzen .

Es ist vorzusehen , daß die sehr jungen Ferkel im landwirt­
schaftlichen Betrieb getötet und anschließend verbrannt
werden .

Es ist angezeigt, die Beihilfe für die sehr jungen Ferkel
und die bei der Abgabe der Ferkel gewährte Beihilfe an
die gegenwärtige Marktlage anzupassen , wobei der Erhö­
hung der Marktpreise Rechnung zu tragen ist .

Die Schutz- und Überwachungsgebiete um Soerendonk
und Baarle-Nassau sind durch eine Neufassung von
Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 413/97 in die
Sondermaßnahmen aufzunehmen .

Die rasche und wirksame Durchführung der Sondermaß­
nahmen zur Marktstützung ist eines der geeignetsten
Vorgehen , um die Ausbreitung der klassischen Schweine­

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 413/97 wird wie folgt geändert :

1 . Artikel 1 wird wie folgt geändert :

a) Folgender Absatz 4 wird eingefügt:

„(4) Ab dem 6. Mai 1997 kann Erzeugern auf
deren Antrag durch die zuständigen niederländi­
schen Behörden eine Beihilfe gewährt werden ,
wenn sie sehr junge Ferkel des KN-Codes
010391 10 im Alter von bis zu drei Wochen an
diese Behörden abgeben ."

b) Der jetzige Absatz 4 wird zu Absatz 5 .

2 . Folgender Artikel la wird eingefügt:
„Artikel la

( 1 ) Die zuständigen niederländischen Behörden
können beschließen , eine oder mehrere der in Artikel
1 Absätze 1 , 2 und 3 genannten Tierkategorien aus von
ihnen bestimmten Gebieten ab einem von ihnen fest­
gesetzten Zeitpunkt von der Beihilfe gemäß Artikel 1
auszuschließen .

(2) Die zuständigen niederländischen Behörden
unterrichten die Kommission regelmäßig . über die
gemäß Absatz 1 getroffenen Beschlüsse und übermit­
teln alle erforderlichen Angaben ."

3 . In Artikel 2 werden die Worte „Mastschweine, Ferkel
und Jungferkel" durch das Wort „Tiere" ersetzt .

4 . Artikel 3 wird wie folgt geändert :

a) Der jetzige Text wird zu Absatz 1 .

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt :

„(2) Abweichend von Absatz 1 werden die in
Artikel 1 Absatz 4 genannten sehr jungen Ferkel
am Tag der Abgabe im landwirtschaftlichen Betrieb
getötet und anschließend verbrannt oder ander­
weitig verarbeitet. Die Vorgänge im landwirtschaft­
lichen Betrieb erfolgen unter ständiger Kontrolle
der zuständigen niederländischen Behörden ."

(') ABl . Nr. L 282 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABL Nr. L 349 vom 31 . 12 . 1994, S. 105 .
(3) ABL Nr. L 62 vom 4. 3 . 1997, S. 26 .
4 ABL Nr. L 112 vom 29 . 4. 1997, S. 18 .
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5 . Artikel 4 Absatz 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Die in Artikel 1 Absätze 2, 3 und 4 genannte
Beihilfe , ab landwirtschaftlichem Betrieb, wird wie
folgt festgesetzt:
— 55 ECU pro Stück für Ferkel mit einem Durch­

schnittsgewicht je Partie von mindestens 25 kg,
— 47 ECU pro Stück für Ferkel mit einem Durch­

schnittsgewicht je Partie von mehr als 24 kg, aber
weniger als 25 kg,

— 35 ECU pro Stück für Jungferkel mit einem
Durchschnittsgewicht je Partie von mindestens 8
kg.

— 30 ECU pro Stück für Jungferkel mit einem
Durchschnittsgewicht je Partie von mehr als 7,6 kg,
aber weniger als 8 kg,

— 38 ECU pro Stück für sehr junge Ferkel im Alter
von bis zu drei Wochen."

6 . In Artikel 6 wird folgender Gedankenstrich angefügt:
„— Anzahl der abgegebenen sehr jungen Ferkel ."

7 . Der Text in Anhang I dieser Verordnung wird in
Anhang I aufgenommen .

8 . Anhang II wird durch Anhang II dieser Verordnung
ersetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Sie gilt mit Wirkung vom 6. Mai 1997.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Sehr junge Ferkel 500 000 Stück

ANHANG II

„ANHANG II

Die Schutz- und Uberwachungszonen in folgenden Gebieten :
— Venhorst,
— Best,

— Riisbergen ,
— Ammerzoden ,
— Nederweert,
— Soerendonk,
— Baarle-Nassau."
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VERORDNUNG (EG) Nr. 925/97 DER KOMMISSION
vom 23 . Mai 1997

über die Erteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von Obst und Gemüse nach
dem Verfahren B

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2190/96 der
Kommission vom 14 . November 1996 mit Durchfüh­
rungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1035/72
des Rates hinsichtlich der Ausfuhrerstattungen für Obst
und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 610/97 (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 6,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EG) Nr. 351 /97 der Kommission (3)
wurden die Richtmengen festgesetzt, für die Einfuhrli­
zenzen erteilt werden . Von diesen Richtmengen ausge­
nommen sind die Mengen, welche im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe beantragt werden .
Nach Kenntnis der Kommission wurden diese Mengen
bei Orangen und Zitronen überschritten .
Bezüglich der zwischen dem 13 . März und dem 5. Mai
1997 für Orangen und Zitronen beantragten Lizenzen

nach dem Verfahren B sollte deshalb ein Zuteilungssatz
der beantragten Mengen festgesetzt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Zuteilungssätze , mit denen die Mengen zu multipli­
zieren sind, für die zwischen dem 13 . März und dem 5.
Mai 1997 zur Ausfuhr die in Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 2190/96 genannten Lizenzen nach dem
Verfahren B beantragt wurden, und die anzuwendenden
Erstattungen sind im Anhang festgesetzt .

Der vorstehende Unterabsatz gilt nicht für Lizenzen , die
im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe gemäß Artikel 10
Absatz 4 des im Rahmen der multilateralen Handelsver­
handlungen der Uruguay-Runde geschlossenen Agrar­
übereinkommens beantragt werden .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24 . Mai 1997 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 292 vom 15. 11 . 1996, S. 12 .
(2) ABl . Nr . L 93 vom 8 . 4. 1997, S. 16 .
H ABl . Nr. L 59 vom 28 . 2 . 1997, S. 4 .
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ANHANG

Zuteilungssätze und Erstattungen , die auf die beantragten Mengen bzw. auf die zwischen dem 13 .
März und dem 5 . Mai 1997 beantragten Lizenzen nach dem Verfahren B anzuwenden sind

Bestimmuni? Zuteiluncssatz Erstattung
nner nn -/n der in ECU / rErzeugnis

Bestimmugsgruppe beantragten Menge) netto)

Tomaten/Paradeiser f)

Mandeln ohne Schale F 100 % 77,9

Haselnüsse in der Schale F 100 % 91,0

Haselnüsse ohne Schale F 100 % 175,6

Walnüsse in der Schale F 100 % 112,9

Orangen XYC 66% 94,0

Zitronen F 35 % 108,7

Tafeltrauben

Apfel

Pfirsiche und Nektarinen

(•) österreichischer Ausdruck gemäß Protokoll Nr. 10 zur Beitrittsakte 1994.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 926197 DER KOMMISSION
vom 23 . Mai 1997

zur Aussetzung des bei der Einfuhr von mehrblütigen (Spray) Nelken mit
Ursprung in Israel zu erhebenden Präferenzzolls und Wiedereinführung des

Zolls des Gemeinsamen Zolltarifs

tage bei mindestens 30 v. H. der Mengen , für welche
Notierungen auf den repräsentativen Einfuhrmärkten
vorliegen, sich abwechselnd oberhalb und unterhalb
der Schwelle von 85 v. H. des gemeinschaftlichen
Erzeugerpreises bewegen und während dreier Tage der
betreffenden Zeitspanne unter dieser Schwelle liegen .

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1985/96 der Kommission (*)
wurden zur Anwendung dieser Regelung die gemein­
schaftlichen Erzeugerpreise für Nelken und Rosen festge­
setzt .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 des Rates
vom 21 . Dezember 1987 zur Festlegung der Bedingungen
für die Anwendung von Präferenzzöllen bei der Einfuhr
bestimmter Waren des Blumenhandels aus Israel , Jorda­
nien, Marokko und Zypern ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 539/96 (2), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 wurden die
Durchführungsbestimmungen für einen Präferenzzoll
festgelegt, der im Rahmen eines jährlich zu eröffnenden
Zollkontingents für die Einfuhr von frischen Schnitt­
blumen in die Gemeinschaft auf großblütige Rosen ,
kleinblütige Rosen , einblütige (Standard) Nelken und
mehrblütige (Spray) Nelken zu erheben ist .

Die Verordnung (EG) Nr. 1981 /94 des Rates (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 592/97 (4),
betrifft die Eröffnung und Verwaltung eines Gemein­
schaftszollkontingents für Blüten und Blütenknospen ,
geschnitten , frisch , mit Ursprung in Zypern , Jordanien ,
Marokko bzw. Israel .

Nach Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 gilt
einerseits für ein bestimmtes Erzeugnis und ein
bestimmtes Ursprungsland der Präferenzzoll nur dann ,
wenn der Preis des eingeführten Erzeugnisses mindestens
85 v. H. des gemeinschaftlichen Erzeugerpreises beträgt,
und wird andererseits der Präferenzzoll , von Ausnahme­
fällen abgesehen, ausgesetzt und stattdessen der Zoll des
Gemeinsamen Zolltarifs für ein bestimmtes Erzeugnis
und ein bestimmtes Ursprungsland eingeführt,

a) wenn die Preise des eingeführten Erzeugnisses
während zweier aufeinanderfolgender Markttage bei
mindestens 30 v. H. der Mengen , für welche Notie­
rungen auf den repräsentativen Einfuhrmärkten
vorliegen , weniger als 85 v. H. des gemeinschaftlichen
Erzeugerpreises betragen oder

b) wenn die Preise des eingeführten Erzeugnisses
während fünf bis sieben aufeinanderfolgender Markt­

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 700/88 der Kommis­
sion (6), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 2917/93 Q, wurden die diesbezüglichen Durchfüh­
rungsbestimmungen erlassen .

Die mit Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates (8), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1 50/95 (9), festgelegten repräsentativen Marktkurse
werden bei der Umrechnung der in den Drittlandswäh­
rungen ausgedrückten Beträge berücksichtigt . Außerdem
werden sie bei der Bestimmung der den Währungen der
Mitgliedstaaten entsprechenden landwirtschaftlichen
Umrechnungskurse zugrunde gelegt . Die für diese
Umrechnungen erforderlichen Durchführungsbestim­
mungen wurden mit der Verordnung (EWG) Nr. 1068 /93
der Kommission ( 10), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 1482/96 ("), erlassen .

Gemäß den in Übereinstimmung mit den Verordnungen
(EWG) Nr. 4088/87 und (EWG) Nr. 700/88 getroffenen
Feststellungen ist der Schluß zu ziehen , daß die Bedin­
gungen nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) der Verord­
nung (EWG) Nr. 4088 /87 für die Aussetzung des Präfe­
renzzolls für mehrblütige (Spray) Nelken mit Ursprung in
Israel erfüllt sind und ist der Zoll des Gemeinsamen Zoll­
tarifs wiedereinzuführen .

Das Kontingent der genannten Erzeugnisse ist im Zeit­
raum vom 1 . Januar 1997 bis zum 31 . Dezember 1997
anwendbar. Die Aussetzung des Präferenzzolls und die
Wiedereinführung des Satzes des Gemeinsamen Zolltarifs
gelten deshalb bis zum Ende dieses Zeitraums —

O ABl . Nr. L 264 vom 17. 10 . 1996, S. 14.
(<•) ABl . Nr. L 72 vom 18 . 3 . 1988 , S. 16 .
j7) ABl . Nr. L 264 vom 23 . 10 . 1993, S. 33 .
H ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .
(»j ABl . Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
( 10) ABl . Nr. L 108 vom 1 . 5 . 1993, S. 106 .
") ABl . Nr. L 188 vom 27. 7 . 1996, S. 22 .

(') ABl . Nr. L 382 vom 31 . 12 . 1987, S. 22.
(2) ABl . Nr. L 79 vom 29 . 3 . 1996, S. 6 .
( 3 ) ABl . Nr. L 199 vom 2 . 8 . 1994, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 89 vom 4. 4 . 1997, S. 1 .
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der mit der Verordnung (EG) Nr. 1981 /94 festgesetzte,
bei der Einfuhr von mehrblütigen (Spray) Nelken (KN­
Codes ex 0603 10 13 und ex 0603 10 53) mit Ursprung in

Israel zu erhebende Präferenzzoll wird ausgesetzt und der
Zoll des Gemeinsamen Zolltarifs wiedereingeführt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24. Mai 1997 in Kraft .

Sie gilt bis spätestens 31 . Dezember 1997.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 927/97 DER KOMMISSION
vom 23. Mai 1997

zur Festsetzung der in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für
Eieralbumin geltenden repräsentativen Einfuhrpreise und Zusatzzölle sowie zur

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95

Die regelmäßig durchgeführte Kontrolle der Angaben, auf
welche sich die Festsetzung der repräsentativen Einfuhr­
preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für
Eieralbumin stützt, hat ihre Änderung und die Änderung
der Zusatzzölle zur Folge, die bei der Einfuhr bestimmter
Erzeugnisse unter Berücksichtigung der von ihrem
Ursprung abhängigen Preisschwankungen zu erheben
sind .

Angesichts der Marktlage sollte diese Änderung schnellst­
möglich angewendet werden .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Eier und Geflügelfleisch —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2771 /75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Eier ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1516/96 der Kommission (2), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Geflügelfleisch (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2916/95 der Kommission (4) des
Rates, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2783/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Handelsre­
gelung für Eieralbumin und Milchalbumin (*), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2916/95, insbe­
sondere auf Artikel 3 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission (6),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
648 /97 (7), regelt die Anwendung der bei der Einfuhr in
den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieral­
bumin zu erhebenden Zusatzzölle .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der geänderten Verordnung (EG) Nr. 1484/95
wird durch den Anhang zur vorliegenden Verordnung
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24. Mai 1997 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997

Für die Kommisston

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

') ABl . Nr. L 282 vom 1 . 11 . 1975, S. 49 .
2) ABl . Nr. L 189 vom 30 . 7. 1996, S. 99 .
3) ABl . Nr. L 282 vom 1 . 11 . 1975, S. 77 .
4) ABl . Nr. L 305 vom 19 . 12 . 1995, S. 49 .
5) ABl . Nr. L 282 vom 1 . 11 . 1975, S. 104.
6) ABl . Nr. L 145 vom 29 . 6 . 1995, S. 47 .
7) ABl . Nr. L 99 vom 16. 4 . 1997, S. 6 .
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ANHANG

,ANHANG I

KN-Code Warenbezeichnung

Repräsen­
tativer
Preis

(ECU/ 100 kg)

Zusatz­
zoll

(ECU/ 100 kg)
Ursprung

(')

0207 14 10 Entbeinte Teile von Hühnern, gefroren 216,6 25 01

286,3 4 02

284,1 5 03

280,8 6 04

1602 32 11 Nicht gegarte Zubereitungen von Hüh­ 221,6 20 01

nern 280,6 2 02

280,6 2 03

1602 39 21 Nicht gegarte Zubereitungen, andere als
von Truthühnern oder Hühnern

221,6 20 01

(') Ursprung der Einfuhr:
01 China,
02 Brasilien ,
03 Thailand,
04 Argentinien ."
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VERORDNUNG (EG) Nr. 928/97 DER KOMMISSION
vom 23 . Mai 1997

zur Änderung der im Sektor Getreide geltenden Zölle

Weicht der berechnete Durchschnitt der Zölle während
ihres Anwendungszeitraums um 5 ECU/t oder mehr vom
festgesetzten Zoll ab, wird letzterer gemäß Artikel 2
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 entsprechend
angepaßt. Da dies der Fall ist, sind die mit der Verord­
nung (EG) Nr. 877/97 festgesetzten Zölle anzupassen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates vom 30 . Juni 1992 über die gemeinsame Markt­
organisation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),
gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1249/96 der
Kommission vom 28 . Juni 1996 mit Durchführungsbe­
stimmungen zur Anwendung der Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der im Sektor
Getreide geltenden Zölle (3), geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 641 /97 (4), insbesondere auf Artikel 2
Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die im Sektor Getreide geltenden Zölle sind festgesetzt in
der Verordnung (EG) Nr. 877/97 der Kommission 0,
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 892/97 (6).

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und II der geänderten Verordnung (EG)
Nr. 877/97 werden durch die Anhänge I und II zur
vorliegenden Verordnung ersetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24 . Mai 1997 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997
Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

') ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7 . 1992, S. 21 .
2) ABl . Nr. L 126 vom 24. 5 . 1996, S. 37.
3) ABl . Nr. L 161 vom 29 . 6 . 1996, S. 125 .
4) ABl . Nr. L 98 vom 15. 4 . 1997, S. 2 .
5) ABl . Nr. L 124 vom 16. 5. 1997, S. 37 .
6) ABl . Nr. L 126 vom 17. 5 . 1997, S. 21 .
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ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
geltenden Zölle

KN-Code Warenbezeichnung

Bei der Einfuhr
auf dem Land-,

Fluß- oder Seeweg aus
Häfen des Mittelmeerraums, des
schwarzen Meeres oder der Ostsee

zu erhebender Zoll (ECU/t)

Bei der Einfuhr

auf dem Luftweg oder aus
anderen Häfen auf dem
Seeweg zu erhebender (2)

Zoll (ECU/t)

1001 10 00 Hartweizen (') 4,53 0,00

1001 90 91 Weichweizen , zur Aussaat 42,64 32,64

Weichweizen hoher Qualität, anderer als zur
Aussaat (3) 42,64 32,64

1001 90 99

mittlerer Qualität 41,77 31,77

niederer Qualität 60,01 50,01

1002 00 00 Roggen 75,06 65,06

1003 00 10 Gerste, zur Aussaat 75,06 65,06

1003 00 90 Gerste, andere als zur Aussaat (3) 75,06 65,06

1005 10 90 Mais , zur Aussaat, anderer als Hybridmais 90,22 80,22

1005 90 00 Mais , anderer als zur Aussaat (3) 90,22 80,22

1007 00 90 Körner-Sorghum, zur Aussaat, anderer als
Hybrid-Körner-Sorghum 75,06 65,06

(') Auf Hartweizen , der den Mindestmerkmalen gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 nicht genügt, wird der für Weichweizen niederer Qualität
geltende Zoll erhoben .

(2) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Gemeinschaft geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1249/96), kann der Zoll ermäßigt werden um
— 3 ECU/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 ECU/t, wenn sie in einem Hafen in Irland, im Vereinigten Königreich, in Dänemark, Schweden , Finnland oder an der Atlantikküste der Iberischen

Halbinsel entladen wird .

(3) Der Zoll kann pauschal um 14 oder 8 ECU/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 erfüllt
sind .
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ANHANG II

Berechnungsbestandteile

(Zeitraum vom 15. Mai 1997 bis 22. Mai 1997)

1 . Durchschnitt der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Börsennotierung Minneapolis Kansas City Chicago Chicago Minneapolis Minneapolis

Erzeugnis (% Eiweiß, 12% Feuchtigkeit) HRS2. 14% HRW2. 11,5% SRW2 YC3 HAD2 US barley 2

Notierung (ECU/t) 130,47 132,93 123,26 95,59 178,72 (') 108,19 (')

Golf-Prämie (ECU/t) 19,67 11,10 8,69

Prämie/Große Seen (ECU/t) 10,47 I
(') Fob Duluth .

2. Fracht/Kosten : Golf von Mexiko-Rotterdam: 12,18 ECU/t. Große Seen-Rotterdam: 23,10 ECU/t.

3 . Zuschüsse gemäß Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96: 0,00 ECU/t (HRW2)
0,00 ECU/t (SRW2).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 929/97 DER KOMMISSION
vom 23 . Mai 1997

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21 . Dezember 1994 mit Durchfüh­
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 2375/96 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1 50/95 (4), insbesondere auf
Artikel 3 Absatz 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der

Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt .

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24 . Mai 1997 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 337 vom 24. 12 . 1994, S. 66 .
(2) ABl . Nr. L 325 vom 14. 12 . 1 996, S. 5 .
(-1 ) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .
(<) ABl . Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 23 . Mai 1997 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden

Einfuhrpreise

(ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (')
Pauschaler

Einfuhrpreis

0702 00 30 212 52,2
999 52,2

0709 90 75 052 70,7
999 70,7

0805 10 31 , 0805 10 33 , 0805 10 35 052 65,0
204 44,8
448 28,0
600 53,8
624 38,7
625 39,1
999 44,9

0805 30 20 388 76,2
528 61,7
999 68,9

0808 10 61 . 0808 10 63, 0808 10 69 060 53,0
388 82,0
400 75,1
404 104,0
442 83,8
508 92,3 ,
512 79,4
528 74,0
804 101,6
999 82,8

0809 20 39 400 264,8
999 264,8

(') Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 68/96 der Kommission (ABl . Nr. L 14 vom 19 . 1 .
1996, S. 6). Der Code „999" steht für „Verschiedenes".
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VERORDNUNG (EG) Nr. 930/97 DER KOMMISSION
vom 23 . Mai 1997

zur Festsetzung der landwirtschaftlichen Umrechnungskurse

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse ('), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1 50/95 (2), insbesondere auf
Artikel 3 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die landwirtschaftlichen Umrechnungskurse wurden mit
der Verordnung (EG) Nr. 872/97 der Kommission (3) fest­
gesetzt .

Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 wird
der landwirtschaftliche Umrechnungskurs einer Währung
vorbehaltlich der Anwendung von Bestätigungsfristen
geändert, wenn die Abweichung gegenüber dem repräsen­
tativen Marktkurs eine bestimmte Schwelle überschreitet .

Die repräsentativen Marktkurse werden für Basisreferenz­
zeiträume bestimmt, gegebenenfalls für Bestätigungsfri­
sten gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 1068/93 der Kommission vom 30 . April 1993 mit
Durchführungsvorschriften für die Bestimmung und
Anwendung der im Agrarsektor verwendeten Umrech­
nungskurse (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1 482/96 (5). Überschreitet der absolute Wert der
Differenz zwischen den auf der Grundlage des Durch­
schnitts der Ecu-Kurse an drei aufeinanderfolgenden
Börsentagen berechneten Abweichungen zweier mitglied­
staatlicher Währungen 6 Prozentpunkte, werden die
repräsentativen Marktkurse nach Absatz 2 des genannten
Artikels unter Zugrundelegung von drei berücksichtigten
Tagen berichtigt.
Infolge der vom 16 . Mai bis 25 . Mai 1997 festgestellten
Wechselkurse müssen für das irische Pfund und die grie­

chische Drachme neue landwirtschaftliche Umrechnungs­
kurse festgesetzt werden .

Gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 1068/93 wird ein im voraus festgesetzter landwirt­
schaftlicher Umrechnungskurs berichtigt, wenn er um
mehr als 4 Prozentpunkte von dem Umrechnungskurs
abweicht, der am Tag des maßgeblichen Tatbestands gilt .
Der im voraus festgesetzte landwirtschaftliche Umrech­
nungskurs wird in diesem Fall dem geltenden Kurs bis
auf 4 Prozentpunkte angenähert . Es sollte der Kurs festge­
legt werden , der den im voraus festgesetzten landwirt­
schaftlichen Umrechnungskurs ersetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die landwirtschaftlichen Umrechnungskurse sind in
Anhang I festgesetzt.

Artikel 2

In dem in Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 1068/93 genannten Fall wird der im voraus festge­
setzte landwirtschaftliche Umrechnungskurs ersetzt durch
den Ecu-Kurs gemäß Anhang II
— Tabelle A, wenn der letztere größer als der im voraus

festgesetzte Kurs ist, oder
— Tabelle B, wenn der letztere kleiner als der im voraus

festgesetzte Kurs ist.

Artikel 3

Die Verordnung (EG) Nr. 872/97 wird aufgehoben .

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am 26 . Mai 1997 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 23 . Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
(3) ABl . Nr. L 124 vom 16. 5. 1997, S. 29.
(4) ABl . Nr. L 108 vom 1 . 5 . 1993, S. 106 .
5 ABl . Nr. L 188 vom 27. 7. 1996, S. 22 .
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ANHANG I

Landwirtschaftliche Umrechnungskurse

1 ECU = 40,4285

7,49997
1,95929

312,011
198,202
6,61023
6,02811
2,20397
0,759189

1 973 ,93
13,7910
165,571
8,88562
0,742320

beigische/luxemburgische
Franken
dänische Kronen
Deutsche Mark

griechische Drachmen
portugiesische Escudos
französische Franken
finnische Mark
niederländische Gulden
irische Pfund
italienische Lire

österreichische Schillinge
spanische Peseten
schwedische Kronen

Pfund Sterling

ANHANG II

Im voraus festgesetzte und angepaßte landwirtschaftliche Umrechnungskurse

Tabelle A Tabelle B

1 ECU = 38,8736 belgische/luxemburgische
Franken

1 ECU = 42,1130 belgische/luxemburgische
Franken

7,21151 dänische Kronen 7,81247 dänische Kronen

1,88393 Deutsche Mark 2,04093 Deutsche Mark

300,011 griechische Drachmen 325,011 griechische Drachmen
190,579 portugiesische Escudos 206,460 portugiesische Escudos
6,35599 französische Franken 6,88566 französische Franken

5,79626 finnische Mark 6,27928 finnische Mark

2,11920 niederländische Gulden 2,29580 niederländische Gulden

0,729989 irische Pfund 0,790822 irische Pfund
1 898,01 italienische Lire 2 056,18 italienische Lire

13,2606 österreichische Schillinge 14,3656 österreichische Schillinge
159,203 spanische Peseten 172,470 spanische Peseten
8,54387 schwedische Kronen 9,25585 schwedische Kronen
0,713769 Pfund Sterling 0,773250 Pfund Sterling
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 12. Februar 1997

über Zusatzfristen , die Portugal für die Umsetzung der Richtlinien 90/388/EWG
und 96/2/EG der Kommission in bezug auf den vollständigen Wettbewerb auf

den Telekommunikationsmärkten eingeräumt werden
(Nur der portugiesische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(97/31 O/EG)

A. SACHVERHALT UND RECHTLICHER
HINTERGRUND

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Abkommen zur Gründung des Europä­
ischen Wirtschaftsraums,

gestützt auf die Richtlinie 90/388/EWG der Kommission
vom 28 . Juni 1990 über den Wettbewerb auf dem Markt
der Telekommunikationsdienste ('), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 96/ 19/EG (2), insbesondere auf Artikel 2
Absatz 2,

gestützt auf die Richtlinie 96/2/EG der Kommission vom
16 . Januar 1996 zur Änderung der Richtlinie
90/388/EWG betreffend die mobile Kommunikation und
Personal Communication (3), insbesondere auf Artikel 4,

nachdem allen Betroffenen gemäß Artikel 2 Absatz 2 der
Richtlinie 90/388/EWG und Artikel 4 der Richtlinie
96/2/EG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben
wurde (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. Die Anträge der Portugiesischen Republik

( 1 ) Mit Schreiben vom 14. Mai 1996 hat die portugie­
sische Regierung gemäß Artikel 4 der Richtlinie
96/2/EG folgende Umsetzungsfristen beantragt:

— Eine Frist bis zum 1 . Januar 1998 in bezug auf
die Aufhebung der für Betreiber von Mobil­
und Personalkommunikationssystemen gelten­
den Beschränkungen hinsichtlich des Aufbaus
einer eigenen Infrastruktur. Nach Artikel 3c der
Richtlinie 90/388/EWG hatte die Aufhebung
unverzüglich zu erfolgen .

— Eine Frist bis zum 1 . Januar 1999 für die
direkte Zusammenschaltung zwischen Mobil­
kommunikationssystemen. Nach Artikel 3d der
Richtlinie 90/388/EWG war die Zusammen­
schaltung unverzüglich zu gestatten .

Die portugiesische Regierung hält diese zusätz­
lichen Umsetzungsfristen aus folgenden Gründen
für erforderlich :

1.1 . Was die Aufhebung der Beschränkungen für
Betreiber von Mobil- und Personalkommuni­
kationssystemen hinsichtlich des Aufbaus
ihrer eigenen Infrastruktur und der Nutzung
von durch Dritte bereitgestellter Infrastruktur

(') ABl . Nr. L 192 vom 24. 7 . 1990 , S. 10 .
O ABl . Nr. L 74 vom 22. 3 . 1996, S. 13 .
0 ABl . Nr. L 20 vom 26 . 1 . 1996, S. 59 .
(4) ABl . Nr. C 189 vom 29. 6 . 1996, S. 9 und ABl. Nr. C 260

vom 7. 9 . 1996, S. 3 .
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betrifft, so erwirtschaftet Portugal Telecom
über die von GSM-Betreibern gemieteten
Leitungen etwa 2 % ihrer Einnahmen. Der
Verlust eines Teils dieser Einnahmen (7,423
Mrd . PTE im Jahre 1 997, bei einem Umsatz
von mehr als 375 Mrd . PTE) könne sich auf
die Finanzierung des Universaldienstes
auswirken , da Portugal Telecom gleichzeitig
mit der Liberalisierung der Satellitenkommu­
nikation und der Bereitstellung von Diensten
an geschlossene Benutzergruppen konfrontiert
sein werde .

1.2 . Was das Recht von Mobilfunkbetreibern auf
direkte Zusammenschaltung mit ausländi­
schen Netzen betrifft, so seien die internatio­
nalen Tarife der Portugal Telecom für über
Festnetz erbrachte Sprachtelefondienste immer
noch nicht kostenorientiert . Bei sofortiger
Einräumung dieses Rechts müsse Portugal
Telecom daher entweder ihre internationalen
Tarife massiv senken (mit Mindereinnahmen,
die für 1997 auf 9,652 Mrd . PTE geschätzt
werden) oder (schätzungsweise) 15 % ihres
internationalen Festnetzgesprächverkehrs an
Mobilfunkbetreiber verlieren (dies würde 1997
8,104 Mrd. PTE entsprechen). Außerdem
würde sie die Einnahmen aus der Zusammen­
schaltung der Mobilfunknetze mit ausländi­
schen Netzen einbüßen (5,519 Mrd . PTE im
Jahre 1997). Dies könnte sich ebenfalls
nachteilig auf die Finanzierung des Universal­
dienstes auswirken .

b) durch Dritte bereitgestellter Infrastruktur
und

c) gemeinsamer Netze, sonstiger Anlagen und
Standorte .

Diese Bestimmungen sind gemäß Artikel 2
Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie
90/388/EWG vor dem 1 . Juli 1996 umzusetzen .
Sie beziehen sich nicht auf Kabelfernsehinfra­
struktur, die in Artikel 4 derselben Richtlinie
geregelt ist .

Diese Zusatzfristen für die Umsetzung hält die
portugiesische Regierung aus folgenden Gründen
für notwendig:

3.1 . Portugal Telecom erwirtschafte etwa 6 % ihrer
Einnahmen durch die Bereitstellung von Miet­
leitungen (1995 etwa 23 Mrd PTE bei einem
Umsatz von 393 Mrd. PTE). Die sofortige
Aufhebung der Beschränkungen bei der
Nutzung von alternativer Infrastruktur könnte
innerhalb von fünf Jahren über Subsitutionsef­
fekte (Kundenverlust durch Anbieter alterna­
tiver Netze) und Einnahmeeffekte (Tarifsen­
kungen aus Gründen der Wettbewerbsfähig­
keit) zu Verlusten in Höhe von 24 Mrd . PTE
führen . Diese Einbußen könnten sich auf die
Finanzierung des Universaldienstes auswirken ,
da Portugal Telecom gleichzeitig mit der Libe­
ralisierung der Satellitenkommunikation und
der Bereitstellung von Diensten an geschlos­
sene Benutzergruppen konfrontiert sein werde .

3.2. Portugal Telecom strebe eine vollständige
Umstrukturierung der Tarife für den Sprachte­
lefondienst an . Diese Umstrukturierung werde
teilweise durch die derzeitige, bis 1998
geltende Preisvereinbarung gewährleistet, die
eine reale Senkung des globalen Preisniveaus
und Erhöhungen der nicht kostendeckenden
Tarife um die Inflationsrate von 6 % vorsähe .
Damit Portugal Telecom in einem vollstän­
digen wettbewerbsoffenen Markt wirksam
funktionieren kann, seien neben weiteren
strukturellen Anpassungen Studien erfor­
derlich , in denen geprüft wird, ob dieses
Konzept für den Zeitraum 1998 bis 2000
überarbeitet werden muß, so daß die Tarifre­
form bis zu dem vorgesehenen Zeitpunkt
abgeschlossen werden kann .

(4) Weitere Einzelheiten wurden bei einem bilateralen
Gespräch am 18 . Juni 1996 in Brüssel und in
einem weiteren Schreiben der portugiesischen
Regierung (vom 30 . Juli 1996) mitgeteilt . Erneut
erörtert wurden die Fragen bei bilateralen
Gesprächen, die am 12. November in Straßburg
und am 18 . November 1996 in Brüssel stattfanden,
sowie in einer im Anschluß daran übermittelten
Fernkopie der portugiesischen Regierung vom 22.
November 1996 .

(2) Im Anhang an ihr Schreiben vom 14 . Mai 1996
übermittelte die portugiesische Regierung Ausfüh­
rungen darüber, wie sich eine unverzügliche
Durchführung der Richtlinie 96/2/EG auswirken
würde .

(3) Gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie
90/388/EWG hat die portugiesische Regierung mit
Schreiben vom 25. Juni 1996 weitere zusätzliche
Umsetzungsfristen beantragt, und zwar:

— Bis zum 1 . Januar 2000 für die Aufhebung der
ausschließlichen Rechte, über die Portugal
Telecom gegenwärtig im Bereich der Sprachte­
lefondienste und der diesbezüglichen Netzin­
frastruktur verfügt. Hierfür ist gemäß Artikel 2
Absatz 2 der Richtlinie 90/388/EWG der 1 .
Januar 1998 vorgesehen .

— Bis zum 1 . Juli 1999 für die Aufhebung der
Beschränkungen bei der Bereitstellung bereits
liberalisierter Telekommunikationsdienste unter
Nutzung

a) vom Erbringer der Telekommunikations­
dienste errichtete Netze,
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II . Eingegangene Stellungnahmen

(5) Nach der Bekanntmachung der Kommission vom
29 . Juni 1996 gaben vier Unternehmen und Orga­
nisationen eine Stellungnahme ab .

In bezug auf die Aufhebung der Beschränkungen
für Betreiber von Mobil- und Personalkommunika­
tionssystemen hinsichtlich des Aufbaus ihrer
eigenen Infrastruktur wird in den meisten dieser
Stellungnahmen folgendes ausgeführt :

— Keine Rechtfertigung gebe es für eine Ausnah­
meregelung, nach der sich die Portugiesische
Republik gegen die Auswirkungen der Umset­
zung der Richtlinie 94/46/EG der Kommis­
sion (') über Satellitenkommunikation und der
Liberalisierung der nicht vorbehaltenen
Dienste , wie Sprachdienste für geschlossene
Benutzergruppen, aufgrund der Richtlinie
90/388/EWG — deren Inkrafttreten bereits vor
Jahren fällig war — schützten darf. Weder
Satellitenkommunikation noch nicht vorbehal­
tene Dienste, wie z . B. Sprachdienste für
geschlossene Benutzergruppen, würden genü­
gend Gesprächsverkehr mit Ursprung oder
Abschluß in GSM-Netzen abziehen , da sie sich
hierfür nicht eignen .

— Es sei unwahrscheinlich , daß beide GSM­
Betreiber alle gemieteten Leitungen 1997
kündigen, da es mehrere Jahre dauere, um ein
neues Netz aufzubauen und um als neu auf den
Markt tretender Anbieter wirklich mit Portugal
Telecom konkurrieren zu können . Die Verlust­
schätzungen seien daher viel zu hoch gegriffen .
In einer Stellungnahme wird auf eine Studie
verwiesen , aus der folgendes hervorgeht: Sollte
Portugal Telecom auf das Preisniveau konkur­
rierender Netze heruntergehen (Wettbewerbsef­
fekt), anstatt bei ihren hohen Preisen zu bleiben
(Substitutionseffekt), dann würde der Einnah­
meverlust aufgrund der Richtlinie nur 1,3 %
der Einnahmen von Portugal Telecom betragen
und nicht 15 % , wie von der portugiesischen
Regierung behauptet . Außerdem wird in der
Stellungnahme betont, daß GSM-Betreiber auf
kürzere Sicht mehr neuen Gesprächsverkehr
einbringen als Verkehr von Portugal Telecom
auf sich ziehen .

— Außerdem seien in den meisten statistischen
Angaben , die in dem portugiesischen Antrag
verwendet werden , nicht alle relevanten Infor­
mationen berücksichtigt. So gingen die Berech­
nungen nicht auf die Unternehmen im
Portugal Telecom Konzern ein , die von der
Richtlinie profitieren und nicht unter ihr leiden
würden . Die behaupteten Auswirkungen
müßten daher stark nach unten korrigiert
werden .

In bezug auf das Recht der Mobilfunkbetreiber,
sich direkt mit ausländischen Netzen zusammen­
zuschalten , wird in den Stellungnahmen folgendes
aufgeführt:

— Wenn die portugiesische Regierung ausführt,
die direkte Zusammenschaltung zwinge
Portugal Telecom zu einer massiven Tarifsen­
kung, andernfalls sie 1 5 % ihres internationalen
Festnetzverkehrs an Konkurrenten verlöre , so
werde dabei weder der Kostenrückgang noch
die erhöhte Inanspruchnahme in Rechnung
gestellt, was den negativen Effekt auf Portugal
Telecom jeweils stark vermindere .

— Hinsichtlich des Argumentes der portugiesi­
schen Regierung, durch die Mobilfunkbetreiber
werde sich der internationale Verkehr von
Portugal Telecom verringern, sei es höchst
unwahrscheinlich , daß die Benutzer (die zum
größten Teil gewerbliche Benutzer sind) für
internationale Gespräche der GSM anstelle des
öffentlichen Fernsprechnetzes benutzen
werden .

— Portugal Telecom müßte in der Lage sein , ihre
internationalen Tarife um mindestens 30 %
herabzusetzen . Verschiedenen großen Endver­
brauchern werde ein solcher Abschlag bereits
eingeräumt. Durch Mengenrabatte für Mobil­
funkbetreiber würden fairere Rahmenbedin­
gungen geschaffen , da sie es konkurrierenden
Mobilfunkbetreibern ermöglichen würden,
Auslandsgesprächstarife anzubieten , die den
Festnetz-Auslandsgesprächstarifen der Portugal
Telecom besser entsprechen . Zur Zeit werden
GSM-Betreibern von Portugal Telecom
nahezu (2) 1 00 % ihres Auslandsgespräch­
Gebührensatzes für Einzelkunden in Rechnung
gestellt . Wie in einer Stellungnahme dargelegt
wird, würde eine solche Tarifsenkung die
Geschäftstätigkeit von Portugal Telecom nicht
stark berühren , aber die Nutzeffekte aufgrund
niedrigerer Preise mit sich bringen .

— Die tatsächlichen Auswirkungen auf den
Universaldienst wären vernachlässigbar gering.
Die einzigen in der Dokumentation der Regie­
rung aufgeführten Zahlen bezögen sich auf die
Höhe der Investitionen , die zur Erfüllung der
Universaldienstverpflichtungen erforderlich
sind. Daß derlei Investitionen auch wachsende
Einnahmen nach sich ziehen (Anschlußge­
bühren, Grundgebühren, einlaufende
Gespräche, allgemeine Förderung der Dienste
von Portugal Telecom), werde nicht erwähnt,
und auch nicht, daß zur kostenwirksameren
Erbringung des Universaldienstes neueste

(2) GSM-Betreiber erhalten einen Abschlag in Höhe von 16,4
PTE je Minute (unabhängig von dem Ort des Anrufs).(') ABl . Nr. L 268 vom 19 . 10 . 1994, S. 15 .
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bei 50 Mrd . PTE) als British Telecom, France
Telecom, Tele Danmark und AT&T, sei nicht
schutzbedürftig. Die von der Öffnung des
Marktes bewirkte Effizienzsteigerung konnte
den Verbrauchern sowie der gesamten portugie­
sischen Wirtschaft zugute . Die portugiesische
Regierung verwechsle möglicherweise das
Allgemeininteresse mit den Interessen von
Portugal Telecom. Sollte die vollständige
Umsetzung der Richtlinien tatsächlich erheb­
liche Einkommenseinbußen für Portugal
Telecom mit sich bringen, so könne dies nur
bedeuten , daß Portugal Telecom bisher die
Möglichkeit gehabt hat, auf Kosten der anderen
Marktakteure und der Verbraucher überhöhte

Preise für ihre Dienstleistungen zu verlangen .
Überhaupt sei fraglich, ob Portugal Telecom
zwangsläufige Verluste erleiden werde , und daß
etwaige Verluste unbedingt zu einem schlech­
teren Dienstleistungsangebot führen müßten .
Des weiteren gehe die portugiesische Regierung
von einer zu hohen Preiselastizität der

Nachfrage aus. Es sei nicht gesagt, daß man auf
diesem schnell wachsenden Markt bei Schät­
zungen einfach Zahlen der Vergangenheit
zugrundelegen könne . Eine Preiskontrolle
seitens der portugiesischen Regierung
schließlich sei nicht realistisch oder nicht
ausreichend.

Technologie eingesetzt werde . Sinnvoll sei das
EG-Konzept eines Universaldienst-Fonds, der
etwaige aus den Universaldienstverplichtungen
sich ergebende Unterschiede finanziell
ausgleicht, anstatt Mobilfunkbetreibern
Beschränkungen aufzuerlegen . Ein Rechnungs­
system sollte geschaffen werden , mit dem die
Kosten des Universaldienstes genauer zu
schätzen sind . Die vorliegenden Schätzungen
seien nicht zuverlässig.

— Eine Ausnahmeregelung in diesem Bereich
werde lediglich die Entwicklung der grenzüber­
greifenden Mobilkommunikation hinauszögern
und Wachstum und Entwicklung im Mobil­
funkmarkt behindern , der in anderen Ländern,
in denen frühzeitig ein unbeschränkter Wettbe­
werb zugelassen worden ist, Beschäftigungszu­
wächse und andere wirtschaftliche Nutzeffekte
gebracht hat .

Mit Schreiben vom 20 . August 1996 übermittelte
die Kommission der portugiesischen Regierung die
vier Stellungnahmen dieser Betroffenen, die nach
der Veröffentlichung der Bekanntmachung der
Komission im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften vom 29 . Juni 1996 eingegangen
waren . Die Kommission ersuchte die portugie­
sische Regierung, sich zu den Auslassungen der
betroffenen Dritten zu äußern .

(6) Im Anschluß an die Bekanntmachung, die die
Kommission am 7. September 1996 veröffentlichte,
übermittelten sieben Unternehmen und Organisa­
tionen eine Stellungnahme . Eines dieser Unter­
nehmen teilte der Kommission allerdings mit
Schreiben vom 18 . November 1996 mit, seine Stel­
lungnahme entspreche möglicherweise nicht mehr
der aktuellen Situation in Portugal , da Portugal
Telecom die Anwendung kostenorientierter
Zusammenschaltungstarife auf Auslandsgespräche
plane .

In bezug auf die Aufhebung der ausschließlichen
Rechte , die Portugal Telecom gegenwärtig bei der
Bereitstellung von Sprachtelefondiensten und der
entsprechenden Netzinfrastruktur innehat, sowie
der Beschränkungen für die Bereitstellung
bestimmter bereits liberalisierter Telekommunika­
tionsdienste, wird in den Stellungnahmen
folgendes aufgeführt :

— Die beherrschende Position des derzeitigen
öffentlichen Telefondienstbetreibers sollte nicht
noch dadurch gestärkt werden , daß man ihm
allein gestattet, massiv in die Infrastruktur (wie
z . B. Kabel) zu investieren , die die wichtigsten
alternativen Träger von Telekommunikations­
diensten abgeben sollten . Ein Unternehmen
mit einem Telekommunikationsmarktanteil
von über 90 % , das höhere Gewinne erziele (sie
nahmen 1996 um 40 % gegenüber 1995 zu
und lagen , nach Steuern und Abschreibungen,

— Die Universaldienstverpflichtungen könnten
durchaus von neu auf den Markt kommenden
Akteuren erfüllt werden , was die portugiesische
Regierung auch immer betont habe . Der Wett­
bewerb werde zu niedrigeren Kosten und damit
auch zu niedrigeren Kosten des Universaldien­
stes führen . Gegenwärtig erhalte Portugal
Telecom staatliche Subventionen für bestimmte
fortgeschrittene Dienstleistungen und habe
schließlich auch den Marktvorteil des univer­
sellen Anbieters . Außerdem sei der europäische
Regionalentwicklungsfonds zur Hilfestellung
bei der Erfüllung bei der Universaldienstver­
pflichtungen eingesetzt worden . Die Schät­
zungen der portugiesischen Regierung könnten
nicht vollständig nachgeprüft werden, da das
Berechnungsverfahren nicht transparent sei . In
den meisten Stellungnahmen wird hervorge­
hoben , die von der portugiesischen Regierung
vorausgeschätzten Verluste erschienen über­
trieben . Höchst unwahrscheinlich sei , daß
Portugal Telecom alle Leitungsmietkunden
verlieren werde; viele Mietleitungsbenutzer
seien Tochtergesellschaften von Portugal
Telecom. Sollte es überhaupt zu einer allge­
meinen Einnahmeminderung für Portugal
Telecom kommen, so würde dies zu höheren
Einnahmen bei diesen Tochtergesellschaften
führen . Beispielsweise hielten Telepac 75 % des
Datenübermittlungsmarkts, TMN 50 % des
Mobilfunkmarkts, CONTACTEL und TLM
67 % des Paging-Markts, TV Cabo 75 % des
Kabelfernsehmarkts und Radiomovel 70 % des
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Gruppierungmarkts . Beim öffentlichen Sprach­
telefondienst habe Portugal Telecom eindeutig
eine Monopolstellung inne, und hier würde der
bei weitem größte Teil ihrer Einnahmen
anfallen . Der Universaldienst werde also größ­
tenteils hieraus finanziert und nicht aus
etwaigen Einnahmen aus der Leitungsvermie­
tung.

in portugiesisches Recht umgesetzt worden ,
denn sonst wären die Preise auf jeden Fall
gesunken . Daß Portugal Telecom nicht in der
Lage sei , Dienstleistungen, die Konkurrenten
auf alternativer Infrastruktur anbieten würden ,
zu den gleichen Bedingungen bereitzustellen ,
sei kein Grund, um die Konkurrenten davon
abzuhalten, auf dem Markt tätig zu werden . Im
übrigen besitze Portugal Telecom auf dem
Kabelfernsehmarkt eine beherrschende Stel­
lung, der eine äußerst wichtige alternative Tele­
kommunikationsinfrastruktur darstellt . Eine
Ausnahmeregelung, wie von der portugiesi­
schen Regierung beantragt, würde diese Stel­
lung nur verstärken .

Mit Schreiben vom 29 . November 1996 übermit­
telte die Kommission der portugiesischen Regie­
rung die Stellungnahme dieser sieben betroffenen
Dritten , die auf die Bekanntmachung der Kommis­
sion vom 7. September 1996 hin eingegangen
waren . Die Kommission ersuchte die portugie­
sische Regierung, sich zu den Ausführungen dieser
betroffenen Dritten zu äußern .

— Portugal Telecom arbeite rentabel , dem Unter­
nehmen gehe es finanziell gut. Die Gewinne
seien 1995 um 70 % gestiegen, bei sinkenden
Tarifen . Portugal Telecoms Aktienkurs habe
sich besser entwickelt als der allgemeine Ak­
tienindex in Portugal und den USA, wo
Portugal Telecom börsengehandelt wird: an der
New Stock Exchange lag der Kurs im Februar
1996 bei 22,375 US-Dollar, gegenüber einem
Plazierungskurs von 18,275 US-Dollar . Zur Zeit
suche Portugal Telecom einen strategischen
Partner, um sich in der in Vorbereitung befind­
lichen nächsten Privatisierungsphase auf dem
Markt zu positionieren .

— Die portugiesische Regierung habe den Tarifre­
formbedarf bei den Sprachtelefondiensten
falsch eingeschätzt . Die Durchschnittskosten
eines Ortsgesprächs seien in Portugal mit
denen im UK, in Belgien , Dänemark und
Österreich vergleichbar, lägen aber höher als in
Deutschland un den Niederlanden . Anderer­
seits sei ein durchschnittliches Ferngespräch
um 43 % teurer als im europäischen Durch­
schnitt . Allerdings beruhe dieser Vergleich
möglicherweise auf unzutreffenden Annahmen
und sei nicht überprüfbar. Ortsgespräche seien
in Portugal als Anrufe innerhalb eines Radius
von 5 km definiert (im UK hingegen von 30
km). Auch sei die dem Vergleich zugrundelie­
gende Gebühreneinheit in Portugal mit 3
Minuten länger als in anderen Mitgliedstaaten .
Die Tarife müßten also nicht neu austariert,
sondern einfach nur in allen Bereichen gesenkt
werden . Wenn eine neue Tarifskala überhaupt
erforderlich sei , dann nur als unvermeidliches
Ergebnis des Liberalisierungsprozesses . Ohne
ein transparentes Berechnungsverfahren sei es
im übrigen unmöglich, die Angaben der portu­
giesischen Regierung gebührend zu überprüfen .

III . Antwort der Portugiesischen Republik

(7) Mit Schreiben vom 3 . Oktober 1996 übermittelten
die portugiesischen Behörden eine erste Erwide­
rung auf die Stellungnahmen der betroffenen
Dritten , die ihnen mit Schreiben vom 20 . August
übermittelt worden waren .

Sie hoben darin hervor, von den GSM-Betreibern
in Portugal sei keine Lizenzgebühr (außer einer
Vergütung für das Zulassungsverfahren) verlangt
worden, so daß die GSM-Betreiber durchaus weiter
für die Inanspruchnahme der Infrastruktur von
Portugal Telecom zahlen könnten . Trotz dieser
Zusatzkosten hätten die GSM-Betreiber eine Markt­
stellung erreicht, mit der Portugal den sechsten
Rang in der EU einnehme .

In einem weiteren Schreiben (Fernkopie vom 22.
November 1996) führten die portugiesischen
Behörden erneut aus, alternative Infrastrukturbe­
treiber würden in der Lage sein , Portugal Telecoms
Leitungsmietpreise für zusammengeschaltene
Leitungen um 50 % zu unterbieten , und Anbieter
liberalisierter Telekommunikationsdienste würden
nur noch 10 % der von ihnen benötigten
Leitungen von Portugal Telecom mieten . Die
Nachfrageminderung würde sich sofort einstellen ,
da öffentliche Einrichtungen bereits Kapazität
installiert hätten, außer auf örtlichem Niveau .
Durch mehr Wettbewerb würden die Einnahmen
von Portugal Telecom um schätzungsweise 2 Mrd .
PTE pro Jahr zurückgehen , da alternative Infra­
struktur zu niedrigeren Preisen vermieten würde .

— Bei 2-Mbs-Leitungen über 100 km lägen
Portugal Telecoms Preise 2,6 mal höher als die
von British Telecom. Diese Differenz sei
eindeutig nicht kostenbegründet. Auch sei die
Richtlinie des Rates 92/44/EWG vom 5. Juni
1992 (') zur Einführung des offenen Netzzu­
gangs bei Mietleitungen nicht ordnungesgemäß

C ) ABl . Nr. L 165 vom 19 . 6 . 1992, S. 27 .
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kann, und zwar auf verschiedene Weise, wie z . B.
tarifäre Mechanismen, EU-Förderprogramme für
die Grundversorgung, eine Verringerung der an den
portugiesischen Staat zu zahlenden jährlichen
Konzessionsvergütung (1 % des Umsatzes) und
über die Errichtung einer besonderen Kasse, in die
Portugal Telecom und die anderen Telekommuni­
kationsbetreiber einzahlen . Zur Zeit besteht die
Finanzierungsmethode darin , von den meisten
Benutzern höhere Preise zu verlangen , um so die
nicht kostendeckenden Tarife auszugleichen .

Entschiede sich Portugal Telecom für die andere
Möglichkeit, nämlich den Zusammenschaltungs­
preis für die gemieteten Leitungen erheblich zu
senken , um ihren Marktanteil bei etwa 80 % zu
halten , dann würden Portugal Telecom in diesem
Bereich Einnahmen in Höhe von 14 Mrd . PTE
entgehen .

Mit Schreiben vom 3 . Januar 1997 — bei der
Kommission eingegangen am 17. Januar 1997 —
übermittelten die portugiesischen Behörden
Ausführungen, in denen sie ihre Haltung
gegenüber der zweiten Serie von Stellungnahmen
betroffener Dritter verteidigte . Da eine adäquate Kostenrechnungsmethode nicht

angewandt wurde, konnte Portugal die Kosten des
Universaldienstes nicht genau beziffern , sondern
nannte nur eine grobe Schätzung von 81 Mrd . PTE
für die gesamte Investition (ausgehend von den von
Portugal Telecom angewandten Abschreibungs­
sätzen (3) wird die Kommission daher in ihrer
Würdigung der Sache davon ausgehen , daß diese
Gesamtinvestition einer jährlichen Belastung von
rund 15 Mrd . PTE entspricht, also einem Drittel
der Nettogewinne, die Portugal Telecom 1995
erzielte). Die Kosten des Universaldienstes in
Portugal umfassen nicht allein die Investitionsko­
sten , sondern auch die Betriebskosten , u . a . für
Instandhaltung. Diese finanzielle Belastung wurde
teilweise durch die EG subventioniert, nämlich
über Zuschüsse, die Portugal Telecom zur Entwick­
lung ihres Netzes aufgrund der Programme
PROTER, STAR, TELEMATIQUE und THERMIE
erhielt, sowie durch Darlehen der Europäischen
Investitionsbank. Diese Finanzhilfen waren jedoch
nicht unmittelbar mit den Kosten des Universal­
dienstes verknüpft .

(9) Aufgrund der Richtlinie ist also zu klären , inwie­
weit der beantragte zeitweilige Ausschluß des Wett­
bewerbs seitens anderer Wirtschaftsakteure „unbe­
dingt erforderlich" ist, um die notwendigen „struk­
turellen Anpassungen zu erreichen".

IV. Artikel 4 der Richtlinie 96/2/EG und
Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie
90/388/EWG

(8 ) Nach Artikel 4 der Richtlinie 96/2/EG und Artikel
2 Absatz 2 der Richtlinie 90/388/EWG gestattet die
Kommission bestimmten Mitgliedstaaten auf
Antrag, die in Richtlinie 90/388/EWG genannten
Termine nicht einzuhalten und innerhalb von
Zusatzfristen die ausschließlichen Rechte aufrecht­
zuerhalten , die mit der Bereitstellung öffentlicher
Telekommunikationsnetze und -dienste betrauten
Unternehmen gewährt wurden , soweit dies erfor­
derlich ist, um die gebotene Strukturanpassung
durchzuführen . Die Anwendung der Ausnahmere­
gelung nach Artikel 90 Absatz 2 EG-Vertrag auf
den Telekommunikationssektor ist geregelt in
Richtlinie 90/388/EWG, geändert durch Richtlinie
96/2/EG in bezug auf Mobil - und Personalkommu­
nikation und Richtlinie 96/ 1 9/EG in bezug auf die
Einführung des vollständigen Wettbewerbs auf den
Telekommunikationsmärkten .

Was die Bereitstellung öffentlicher Telekommuni­
kationsdienste und -netze anbetrifft, so ist Portugal
Telecom unbestreitbar mit einem Dienst von allge­
meinem wirtschaftlichen Interesse betraut, gemäß
Abschnitt III ihrer Konzession als öffentliches
Telekommunikationsunternehmen aufgrund des
Gesetzesdekrets Nr. 40/95 vom 15. Februar 1995 (').
Nach ihrem Konzessionsvertrag hat Portugal
Telecom Universaldienstverplichtungen in bezug
auf die Bereitstellung des Telefonfestnetz-, Telex-,
Telegraphen - und Datenübertragungsdienstes .
Diese Aufgaben sind unabhängig von den beson­
deren Bedingungen des einzelnen Vorgangs und
seiner betriebswirtschaftlichen Rentabilität „gleich­
wertig und kontinuierlich" (2) zu erfüllen . Die
Konzession sieht vor, daß bei Liberalisierung von
Diensten im Zusammenhang mit dem öffentlichen
Telefonnetz Portugal Telecom für die Bereitstel­
lung des Universaldienstes eine Vergütung erhalten

Ausgangspunkt für die Prüfung hat der Umstand
zu sein , daß ein mit einer Aufgabe von allge­
meinem wirtschaftlichen Interesse betrautes Unter­
nehmen der Verpflichtung unterliegt, seine Dienste
so zu erbringen, daß es sich in einem betriebswirt­
schaftlichen Gleichgewicht befindet, so daß es ihm
möglich sein muß, weniger gewinnbringende
Sektoren mit Hilfe der rentablen auszugleichen;
dies rechtfertigt es, in den betriebswirtschaftlich
rentablen Sektoren den Wettbewerb seitens
einzelner Unternehmen zu beschränken . Wäre es
einzelnen Unternehmen gestattet, mit dem Inhaber
der ausschließlichen Rechte in Sektoren ihrer Wahl
zu konkurrieren , so könnten sich diese Unter­
nehmen nämlich auf die betriebswirtschaftlich
rentablen Vorgänge konzentrieren und günstigere
Tarife als der Inhaber der ausschließlichen Rechte

(') DR I Reihe A Nr. 39/95 vom 15 . Februar 1995 in der Fassung
vom 28 . Februar 1995 DR I Reihe A Nr. 50/95.

(2) Nach der Definition des Universaldienstes in Artikel 1 Buch­
stabe o) der Konzession von Portugal Telecom als öffentlicher
Telekommunikationsdienst. (3) Prospekt der Portugal Telecom, Mai 1996, S. 76 .
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anbieten , da sie ja , anders als dieser, nicht aus
betriebswirtschaftlichen Gründen gezwungen sind,
Verluste aus nicht rentablen Sektoren durch
Gewinne aus rentableren wettzumachen .

Richtlinie 90/388/EWG gewährte daher eine
vorübergehende Ausnahmeregelung aufgrund von
Artikel 90 Absatz 2 in bezug auf ausschließliche
und besondere Rechte für die Bereitstellung des
Sprachtelefondienstes, da die finanziellen
Ressourcen für die Entwicklung des öffentlichen
Telekommunikationsnetzes immer noch in erster
Linie aus dem Betrieb des Sprachtelefondienstes
stammen . Diesen Dienst zu diesem Zeitpunkt dem
Wettbewerb zu öffnen , könnte daher die Erfüllung
der Aufgabe von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse, mit der die Telekommunikationsorgani­
sationen betraut sind, beeinträchtigen . Gerechtfer­
tigt sind Wettbewerbsbeschränkungen nur bei
Diensten , die aufgrund ihrer Beschaffenheit und
der Voraussetzungen, unter denen sie auf einem
Wettbewerbsmarkt angeboten werden , das wirt­
schaftliche Gleichgewicht bei der Bereitstellung des
Dienstes von allgemeinem wirtschaftlichen Inter­
esse gefährden oder in irgendeiner anderen Weise
beeinträchtigen würden . Beschränkungen der
Bereitstellung solcher Dienste können daher nur
dann zugelassen werden, wenn eine derartige
Wirkung hinreichend belegt ist .

( 10) In einigen Stellungnahmen wurde geltend
gemacht, auch neu auf den Markt tretende Akteure
könnten an der Erfüllung der Aufgabe von allge­
meinem wirtschaftlichem Interesse mitwirken . Sinn
der Ausnahmeregelung ist es in der Tat, die Erfül­
lung der Aufgabe von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse , nicht aber einzelne Unternehmen zu
schützen . Kurzfristig wird Portugal Telecom jedoch
das einzige Unternehmen sein, das ein universelles
öffentliches Fernsprechnetz in Portugal bereitstellt .
Daher hat die Kommission bei jeder der bean­
tragten Zusatzfristen geprüft, ob sie tatsächlich
erforderlich ist, um Portugal Telecom in die Lage
zu versetzen , ihre Aufgabe von allgemeinem wirt­
schaftlichen Interesse unter wirtschaftlich annehm­
baren Bedingungen zu erfüllen , während die gebo­
tenen Strukturanpassungen vorgenommen werden .

internationale Zusammenschaltung von Mobilfunk­
netzen sei notwendig, damit die Bereitstellung des
Inlands- und Auslandssprachtelefondienstes nicht
in Gefahr gerät.

Portugal beantragt zum einen, die verschiedenen
Liberalisierungsschritte hinauszuschieben , damit
Portugal Telecom sich auf die verschiedenen
Konsequenzen einstellen kann, ohne Störungen zu
erleiden , die eine normale Entwickung gefährden
würden . Portugal kündigt an , daß es die Satelliten­
kommunikation nach der Richtlinie 94/46/EG und
Sprachdienste für geschlossene Benutzergruppen
nach der Richtlinie 90/388 /EWG zugelassen hat.
Der Umsatz von Portugal Telecom verringere sich
hierdurch um schätzungsweise etwa 11 Mrd . PTE
pro Jahr, da Portugal Telecom gezwungen sei , ihre
Leitungsmiettarife erheblich herabzusetzen, um
gegenüber den neuen Alternativen wettbewerbs­
fähig zu bleiben .

Dieser Effekt müsse zu dem Einkommensverlust
hinzugerechnet werden, der aus der sofortigen
Umsetzung der Richtlinie 96/2/EG in bezug auf
die direkte internationale Zusammenschaltung
resultieren würde : insgesamt 50 Mrd . PTE.

Gegenwärtig wird die direkte Zusammenschaltung
weder zwischen den beiden portugiesischen GSM­
Betreibern noch zwischen diesen und ausländi­
schen Fest- und Mobilfunknetzen von Portugal
gestattet . Diese Beschränkung sei erforderlich, da
die Tarife für das Telefonfestnetz noch nicht
kostenorientiert seien . Die Einnahmen aus der
Zusammenschaltung beliefen sich 1995 auf rund
8,5 Mrd . PTE . Wäre die ungehinderte Zusammen­
schaltung von Mobilfunknetzen gestattet, so könnte
sich ein GSM-Betreiber in Portugal mit einem
Festnetz oder Mobilfunknetz in einem andere Staat
zusammenschalten und Lieferpreise für Auslands­
gespräche erhalten , die in der Nähe der (niedri­
geren) Zusammenschaltungssätze liegen , die in
dem betreffenden Land gelten . Auf diese Weise
könnten Mobilfunkbetreiber ihren GSM-Abon­
nenten niedrigere Tarife anbieten als Portugal
Telecom. Ginge in dieser Lage Portugal Telecom
nicht ebenfalls mit den Preisen herab, so sei davon
auszugehen, daß sie nicht nur den gesamten
Verkehr zwischen Mobilfunk und Mobilfunk und
Mobilfunk und Auslandsnetzen, sondern auch
15 % ihres Festnetztelefonverkehrs an die Mobil­
funkbetreiber verlieren würde, was einem Verlust
von 27 Mrd . PTE im Zeitraum 1996 bis 2000
entspräche; bei dem anderen Szenario, bei dem
Portugal Telecom seine internationalen Tarife
senkt, würde der Einkommensverlust in dem Zeit­
raum 25 Mrd. PTE betragen .

Portugal bestätigt jedoch , die Umgestaltung der
Tarife werde unabhängig von der Durchführung
der Richtlinie 90/388/EWG in ihrer veränderten
Fassung fortgesetzt.

B. RECHTLICHE WÜRDIGUNG

I. Antrag auf eine zusätzliche Umsetzungs­
frist in bezug auf die Aufhebung der
Beschränkungen bei der direkten Zusam­
menschaltung mobiler Telekommunika­
tionsnetze

Zu den Auswirkungen einer sofortigen Aufhe­
bung der Beschränkungen

Argumentation der Portugiesischen Republik
( 11 ) Portugal ist der Auffassung, eine Zusatzfrist für die

Umsetzung der Richtlinie in bezug auf die direkte
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Mobil - und Personalfunksystemen hinsichtlich des
Aufbaus ihrer eigenen Infrastruktur verknüpft . Wie
sich Senkungen der Mietleitungstarife von Portugal
Telecom und entsprechend niedrigere Einnahmen
des Unternehmens auf seine Fähigkeit zur Bereit­
stellung des Universaldienstes auswirken würden,
wird im Zusammenhang mit der Frage geprüft,
inwieweit die Zusatzfrist gerechtfertigt ist, die in
bezug auf die Durchführung von Artikel 3c der
Richtlinie 90/388/EWG beantragt wurde .

( 12) Außerdem hebt Portugal hervor, die unmittelbare
Einführung der direkten internationalen Zusam­
menschaltung könne sich auf den Festnetzsaus­
landstelefonverkehr auswirken , d . h . auf den
Einnahmeanteil , den die Kommission zur Finan­
zierung der Universaldienstverpflichtung für nötig
hält . Bei Gesprächen in andere europäische Länder
könnten die derzeitigen internationalen Mobilfunk­
tarife von 163 PTE pro Minute auf 100 PTE
gesenkt werden ('). Bei Gesprächen in andere
Länder würden die Preise rund 60 % höher
bleiben , könnten aber gegenüber den derzeitigen
Gebühren von 260 PTE bis 490 PTE pro Minute
sinken . Zum Vergleich : die Festnetz-Auslandsge­
sprächstarife (Spitzenzeiten) der Portugal Telecom
beliefen sich (im April 1996) auf 112 PTE pro
Minute in die EU, 149 PTE in die übrigen europä­
ischen Länder, 164 PTE in die USA, 183 PTE nach
Kanada und 237 PTE nach Brasilien .

( 14) In ihrem Zusatzantrag vom 22. November 1996
führt die portugiesische Regierung aus, nach voll­
ständiger Durchführung der Richtlinie 96/2/EG
würden die portugiesischen Mobilfunkbetreiber die
Möglichkeit haben , sich direkt mit öffentlichen
Telefondienstnetzen anderer Mitgliedstaten zusam­
menzuschalten und damit Portugal Telecoms
Dienste und Infrastruktur zu umgehen . Anstelle
der Zahlungen, die sie zur Zeit an Portugal
Telecom leisten ( 106 PTE je Minute bei
Gesprächen innerhalb Europas, was den üblichen
Gebührensätzen des öffentlichen Telefondienstes
abzüglich 19,20 PTE je Minute entspricht), würden
die Mobilfunkbetreiber den ausländischen Festnetz­
telefondienstbetreibern eine Abschlußgebühr
zahlen .

Portugal führt aus, daß Portugal Telecom ab 1997
15 % ihres Festnetz-Auslandssprachetelefonver­
kehrs an Mobilfunkbetreiber verlieren werde, sofern
sie ihre Preise nicht senkt, um im Wettbewerb mit
den potentiellen Auslandstarifen der Mobilfunkbe­
treiber zu bestehen . Hieraus würde sich ein jähr­
licher Einnahmeverlust in Höhe von 8,104 Mrd .
PTE ergeben . Könnte Portugal Telecom hingegen
ihren Anteil am Verkehr halten , indem sie die
Tarife senkt, so käme es zu einem Verlust in Höhe
von 9,652 Mrd . PTE ( 1997).

Standpunkt der Kommission

Nach Angaben Portugals beträgt die Abschlußge­
bühr für europäische Gespräche im Durchschnitt
35 PTE je Minute . Zur Zeit berechneten Mobil­
funkbetreiber für Auslandsgespräche 164 PTE je
Minute . Dieser Betrag setze sich zusammen aus
einer an Portugal Telecom zu zahlenden Zusam­
menschaltungsgebühr von 106 PTE je Minute und
der Summe aus Betriebskosten und Gewinn in

Höhe von 58 PTE je Minute . Um zu einem Schätz­
wert für den Preis für Gespräche innerhalb Europas
zu gelangen , den Mobilfunkbetreiber nach der
Liberalisierung berechnen würden , addierte die
portugiesische Regierung die betrieblichen
Aufwendungen von 58 PTE je Minute, die
Abschlußgebühr von 35 PTE je Minute und die
halben Kosten der Auslandsübertragung, die sich
auf das Ursprungsland beziehen . Nach der
Empfehlung der internationalen Telekommunika­
tionsunion D.300R (TEUREM) würde sich dieser
Posten auf 10 % des Gesamtpreises belaufen . Die
Gesamtkosten lägen dementsprechend bei etwa 1 00
PTE je Minute .

( 13) Die verspätete Durchführung früherer EG-Richtli­
nien , dies sei eingangs betont, kann die Kommis­
sion nicht als Rechtfertigung dafür anerkennen,
daß die Umsetzung anderer Richtlinien hinausge­
schoben wird . Nichtsdestotrotz ist zu untersuchen,
wie sich die sofortige Umsetzung der Richtlinien
der Kommission auf die Erfüllung von Aufgaben
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
auswirken würde , unter Berücksichtigung der wirt­
schaftlichen Bedingungen , unter denen Portugal
Telecom diesen Dienst bereitstellt . Die Umsetzung
der Richtlinie 90/388/EWG, u.a. geändert durch
die Richtlinie 94/46/EG, hätte der portugiesischen
Regierung zufolge zu einem Sinken der Mietlei­
tungstarife und -einnahmen von Portugal Telecom
geführt und ist daher mit der Wirkung der Aufhe­
bung von Beschränkungen für Betreiber von

( 15) In bezug auf die Substituierbarkeit von Festnetz­
und Mobilfunktelefondiensten ist die Kommission
in aktuellen Untersuchungen zu dem Ergebnis
gelangt, daß sie nicht erheblich sein kann, da beide
Dienste unterschiedlichen Nachfragekategorien
zuzuordnen sind, was sich u . a . auch darin nieder­
schlägt, daß die Tarife des GSM-Mobilfunks höher
liegen als beim klassischen Sprachtelefondienst .

(') Diese Annahme basiert auf dem Durchschnitt der Gebühren­
sätze („accounting rate shares") der British Telecom für die Be­
arbeitung des Auslandsverkehrs , d . h . 35 PTE pro Minute .
Gibt der Mobilfunkbetreiber 75 % der Ersparnisse an den
Endverbraucher weiter, so wäre der Preis für diesen 1 1 5 PTE
pro Minute (Schreiben vom 30 . Juli 1996, S. 9).
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Portugal die Beschränkungen in bezug auf die
Nutzung eigener une alternativer Netzinfrastruktur
für die Bereitstellung liberalisierter Telekommuni­
kationsdienste nicht aufheben müßte .

Trotzdem stellen aber die Inlandsgespräche in
Portugal das wichtigste Marktsegment für GSM­
Betreiber dar. Außerdem sind die Kosten der
Gesprächsbearbeitung für Mobilfunkbetreiber
offensichtlich mindestens zur Hälfte nicht vom

Gesprächsverkehrsvolumen abhängig. Daher ist
nicht auszuschließen, daß eine Mobilfunkbetreiber
einen höheren Anteil dieser verkehrsunabhängigen
Kosten auf die Inlandsgespräche abwälzt und
Auslandsgesprächstarife auf demselben Niveau wie
gegenwärtig Portugal Telecom anbietet, um
dadurch Gesamtumsatz, Netzauslastung und Markt­
anteil zu erhöhen . Die Zahl der GSM-Kunden in
Portugal wird derzeit auf etwa 600 000 geschätzt; es
handelt sich um einen Wachstumsmarkt, so daß
davon ausgegangen werden kann, daß noch mehr
Festnetzgesprächsverkehr durch Mobilfunkverkehr
ersetzt wird.

( 16) Zu den von Portugal genannten Schätzwerten für
Verluste aus der unmittelbaren Umsetzung der
direkten Auslandszusammenschaltung stellt die
Kommission fest, daß, wie in verschiedenen Stel­
lungnahmen betont wird, der Mobiltelefonmarkt
ein neuer, wachsender Markt ist, der Portugal
Telecom bereits zusätzliche Einnahmen bringt,
nämlich durch die abschließende Bearbeitung von
Anrufen , die von Mobiltelefonen aus getätigt
werden . Die Rentabilität des Festnetz-Sprachtele­
fondienstes der Portugal Telecom hängt von diesen
Zusatzeinnahmen nicht ab . Die Mobilfunkbetreiber
bewirkten einen Zusatzumsatz von 8,5 Mrd . PTE
für Portugal Telecom, während mit Gesprächen
innerhalb des Festnetzes 301,5 Mrd . PTE einge­
nommen wurden .

Die Gefahr nimmt jedoch in dem Maße ab, wie
Portugal Telecom ihre Auslandsgesprächstarife
senkt. Daher kann das Argument der portugiesi­
schen Regierung im Hinblick auf die beantragte
Dauer der Zusatzfrist nicht akzeptiert werden .
Unter Berücksichtigung der geplanten Tarifum­
strukturierung kann die Gefahr, daß Festnetzge­
spräche durch GSM-Gespräche ersetzt werden , nur
eine Ausnahmeregelung rechtfertigen , die späte­
stens Ende 1998 ausläuft . Zu diesem Termin
nämlich sollte Portugal Telecom ihre Auslandsge­
sprächstarife bereits so weit herabgesetzt haben, daß
eine Substitution durch GSM-Mobilfunkgespräche
auszuschließen ist. Erfolgt die Liberalisierung der
Auslandszusammenschaltung von Mobilfunknetzen
mindestens ein Jahr vor der vollständigen Liberali­
sierung des Sprachtelefondienstes, so stellt dies
außerdem einen starken Anreiz zur rechtzeitigen
Durchführung der schrittweisen Tarifreform dar.

Entwicklung des Handelsverkehrs

( 18) Ein Hinausschieben der Liberalisierung der
direkten Auslandszusammenschaltung von Mobil­
funkbetreibern wird sich auf den zweiten GSM­
Betreiber und, soweit sie in naher Zukunft zuge­
lassen werden , die künftigen DCS-1800-Betreiber
auswirken . Die Möglichkeit der direkten Zusam­
menschaltung mit anderen Betreibern würde
Aufbau und Entwicklung ihrer Tätigkeit auf dem
portugiesischen Markt erheblich fördern . Eine
Zusatzfrist für die Richtlinienumsetzung berührt
außerdem auch ausländische Akteure , da die
Verkehrsweiterleitung zum Gesprächsabschluß
durch die portugiesischen Mobilfunkbetreiber
umständlicher und kostspieliger wird.

( 19) Diese Beeinträchtigung der Entwicklung des
Handelsverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten wäre
jedoch geringer, wenn die portugiesische Regierung
im Rahmen der Konzession vom März 1995 dafür
sorgen würde, daß Portugal Telecom kostenbezo­
gene Gebührensätze auf die Zusammenschaltung
zwischen ihrem Netz und den Mobilfunktelefon­
netzen anwendet, insbesondere in bezug auf die
Bearbeitung von Auslandsgesprächen .

Schlußfolgerung

(20) Die sofortige Aufhebung der Beschränkungen bei
der direkten Zusammenschaltung von Mobiltele­
kommunikationsnetzen nach Artikel 3d der Richt­
linie 90/388/EWG in der Fassung der Richtlinie
96/2/EG würde die erheblichen Einnahmen von

( 17) Die Kommission stimmt trotzdem der Auffassung
zu, es sei nicht auszuschließen , daß kurzfristig bei
direkter Zusammenschaltung von Mobilfunknetzen
mit ausländischen Netzen Festnetzauslandsge­
spräche durcsh GSM-Auslandsgespräche ersetzt
werden könnten . Auch würden die substitutionsbe­
dingten Einbußen nicht zwangsläufig durch
Zusatzeinnahmen kompensiert, die Portugal
Telecom aus dem Wachstum des GSM-Markts
entstünden . Dies würde sich nämlich auf eines der
Sprachtelefondienstsegmente auswirken , die zur
Zeit für Portugal Telecom am stärksten gewinn­
bringend sind, nämlich die Auslandsgespräche, und
könnte zusammen mit den Auswirkungen der
Aufhebung der Beschränkungen bei alternativen
Netzen für liberalisierte Dienstleistungen ab dem 1 .
Juli 1997 dazu führen , daß die Gesamtrentabilität
von Portugal Telecom so stark zurückgeht, daß sie
nicht mehr in der Lage wäre , den Universaldienst
unter wirtschaftlich annehmbaren Bedingungen zu
gewährleisten . Anders wäre das Ergebnis, falls
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Standpunkt der KommissionPortugal Telecom aus dem Auslandsgesprächsver­
kehr in Gefahr bringen und damit ihre Fähigkeit
beeinträchtigen, die Basisversorgung im Bereich
des Sprachtelefondienstes in Portugal unter wirt­
schaftlich annehmbaren Bedingungen weiter zu
gewährleisten . Die Entwicklung des Handelsver­
kehrs würde durch eine Zusatzfrist bis zum 1 .
Januar 1999 nicht in einer dem Interesse der
Gemeinschaft zuwiderlaufenden Weise berührt.

Weder Kommission noch Rat haben je die
Meinung vertreten , Einnahmen aus Leitungsmiete
seien für die Finanzierung des Universaldiensts
unbedingt notwendig. U. a . aus diesem Grunde
sieht Artikel 10 der Richtlinie 92/44/EWG des
Rates zur Einführung des offenen Netzzugangs bei
Mietleitungen vor, daß die Leitungsmiettarife koste­
norientiert sein müssen, d . h . nur tatsächlich
entstandene Kosten und nicht die Kosten der
Bereitstellung des Festnetzsprachtelefondienstes —
welcher ein Dienst für sich ist — in unrentablen
Gebieten und an unrentable Kunden in rentablen
Gebieten zugrundelegen dürfen . Obwohl Artikel 13
der Richtlinie 92/44/EWG dies gestattete, bean­
tragte die Portugiesische Republik nicht, die
Umsetzung der Kostenorientierungspflicht für
Mietleitungen zugunsten von Portugal Telecom
hinauszuschieben . Da Richtlinie 92/44/EWG
insbesondere verlangt, daß die Mietleitungen auf
kostenorientierter Basis angeboten werden müssen
und die Mitgliedstaaten sich an diese Bestimmung
zu halten haben , dürfte sich die Marktposition von
Telekommunikationsorganisationen in diesem
Bereich nicht erheblich dadurch ändern , daß alter­
native [Infrastruktur-] Angebote zugelassen
werden ('). Daher war die Portugiesische Republik
verpflichtet, zu gewährleisten, daß Portugal
Telecom bis zum 31 . Dezember 1993 ein Abrech­
nungssystem für Mietleitungen im Sinne von
Artikel 10 der Richtlinie 92/44/EWG aufbaut. Wie
erwähnt, sind Wettbewerbsbeschränkungen in
bezug auf besondere Dienste , die vom Sprachtele­
fondienst trennbar sind, jedoch nicht gerechtfertigt,
sofern der Mitgliedstaat nicht nachweisen kann,
daß derartige Dienste aufgrund ihrer Beschaffen­
heit und der Voraussetzungen , unter denen sie
angeboten werden, das wirtschaftliche Gleichge­
wicht der Bereitstellung des Sprachtelefondienstes
beeinträchtigen . Ein solcher Nachweis ist nicht
erbracht worden .

II . Antrag auf eine zusätzliche Umsetzungs­
frist in bezug auf die Nutzung eigener und
alternativer Netze für die Bereitstellung
von Mobil- und Personalkommunikations­
diensten

Zu den Auswirkungen einer sofortigen Aufhe­
bung der Beschränkungen

Argumentation der Portugiesischen Republik

(21 ) Die von Mobilfunkbetreibern (einschließlich
Funkruf- und Fennetzbetreiber) gemieteten
Leitungen machten zur Zeit rund 35 % aller Miet­
leitungen und rund 2 % der Gesamteinnahmen
von Portugal Telecom aus . Werden die Beschrän­
kungen für Betreiber von Mobil - und Personalkom­
munikationssystemen hinsichtlich des Aufbaus
einer eigenen Infrastruktur vor dem 1 . Januar 1998
aufgehoben , so würden sich beide GSM-Betreiber
ihre eigene Infrastruktur geben, so daß Portugal
Telecom 1997 Umsatz in Höhe von 7,4 Mrd . PTE
entgehen würde . Nach Berechnung der portugiesi­
schen Regierung würde der entgangene Umsatz bis
Ablauf des Jahres 2000 insgesamt 25,6 Mrd. PTE
ausmachen . Die Gründe hierfür sind folgende :
Zwar würde es, wie Portugal einräumt, viele Jahre
dauern , bis Parallelnetze zu den gegenwärtig von
Mobilfunkbetreibern genutzten Leitungen von
Portugal Telecom entstanden sind, doch wird
andererseits auch implizit anerkannt, daß sich auch
der Anreiz für Mobilfunkbetreiber verringert, sich
ihre eigene Infrastruktur zu geben, da Portugal
Telecom auf jeden Fall ihre Leitungsmiettarife
schrittweise senken wird . Die Auswirkungen der
Umsatzverminderung bei den Mietleitungen
werden sich daher für Portugal Telecom in den
folgenden Jahren ebenfalls allmählich verringern .

Desweiteren sind der portugiesischen Regierung
zufolge die Auswirkungen einer Aufhebung der
Beschränkungen für Mobilfunkbetreiber zusammen
mit den Auswirkungen einer Liberalisierung des
Sprachdienstes für geschlossene Benutzergruppen
nach der Richtlinie 90/388/EWG zu prüfen , bei
denen es sich um einen Umsatzverlust für Portugal
Telecom in der Höhe von 11 Mrd . PTE handelt .
Damit würde sich der entgangene Umsatz 1997 auf
insgesamt 18,4 Mrd . PTE belaufen .

Dem portugiesischen Antrag zufolge erwirtschaftete
Portugal Telecom 6 % ihrer Einnahmen (23 Mrd .
PTE) mit der Bereitstellung von Mietleitungen ,
79 % mit der Bereitstellung des Festnetzsprachtele­
fondienstes (310 Mrd . PTE). Der obenerwähnten
Annahme zufolge beträgt die jährliche Belastung
durch Universaldienstverpflichtungen rund 15 Mrd .
PTE. Es ist nicht gezeigt worden, daß die im
Rahmen ausschließlicher Rechte erzielten
Einnahmen aus dem Festnetzsprachtelefondienst
nicht ausreichen , um die Belastung durch den
Universaldienst zu decken, und daß der Monopol­
bereich daher auf andere Märkte ausgedehnt
werden muß .

(') Grünbuch über die Liberalisierung der Telekommumkations­
infrastruktur und der Kabelfernsehnetze — Teil 1 — Grund­
sätze und Terminplan (KOM(94) 440 endg. vom 25 . 10 . 1994)
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Darüber hinaus beruhen nach Ansicht der
Kommission die Schätzwerte für die Auswir­
kungen , die die Aufhebung der Beschränkungen
für Mobilfunkbetreiber hinsichtlich des Aufbaus
einer eigenen Infrastruktur hätte, auf einem unrea­
listischen Szenario, und zwar aus folgenden
Gründen :

sowie einen Verstoß gegen die Kostenorientie­
rungsverpflichtung nach Richtlinie 92/44/EWG
— darstellen könnte, da dies mehr als doppelt
so hoch wäre wie die im Telekommunikations­
sektor übliche Gewinnspanne . Selbst wenn man
dies zugrundelegt, betrüge der entgangene
Gewinn weniger als 1,8 Mrd . PTE.

wie bereits erwähnt, ist einer der beiden GSM­
Betreiber, nämlich TMN, zu 100 % eine
Tochtergesellschaft des Portugal-Telecom­
Konzerns . Portugal vertritt die Auffassung ( ] ),
TMN werde ungeachtet dieser Verbindung sich
ebenfalls für eine eigene Infrastruktur
entscheiden , um ihre Infrastrukturkosten um
50 % zu verringern . In diesem Fall aber würde
der Gewinn von TMN entsprechend zunehmen
und in der konsolidierten Rechnungslegung des
Portugal-Telecom-Konzerns den negativen
Effekt zur Hälfte kompensieren, den die Aufhe­
bung der Beschränkungen für Mobilfunkbe­
treiber hinsichtlich der Nutzung einer eigenen
Infrastruktur mit sich bringen würde . Dement­
sprechend würde der Effekt unter dem Strich
nur 0,9 Mrd . PTE pro Jahr ausmachen .

Wie der zweite GSM-Betreiber feststellt, setzt
die Errichtung eines vollständig getrennten
Grundnetzes hohe fixe Investitionen voraus, so
daß die Schaffung eines solchen Parallelnetzes
nur schrittweise vor sich gehen könnte .

Ein vollständig getrenntes Grundnetz birgt
auch erhebliche Risiken (wie bei Störungen).
Daher würden die GSM-Betreiber auf jeden Fall
weiter Leitungen von Portugal Telecom oder
Drittanbietern als Auffangkapazität nutzen , um
bei Störungen im eigenen Netz ihren Dienst
aufrechterhalten zu können . Desweiteren sind
Investitionen in eigene Infrastruktur nur dann
gerechtfertigt, wenn das Gesprächsaufkommen
genügend groß ist, was aber bei den Funkruf­
und Fernnetzbetreibern wahrscheinlich nicht
der Fall sein wird . Wie im portugiesischen
Antrag festgestellt wird, sind im übrigen die
Fernnetzmiettarife am wenigsten kostenorien­
tiert, die Ortsnetzmiettarife hingegen eher.
Wäre es andererseits Mobilfunkbetreibern
gestattet, ihre eigene Infrastruktur aufzubauen,
so könnten sie sich Netze mit höherer Kapa­
zität geben (8 , 34 und 140 MBs), wie sie
Portugal Telecom gegenwärtig den Mobilfunk­
betreibern (einer Stellungnahme zufolge) nicht
anbietet . Daher ist die Annahme nicht gerecht­
fertigt, die Nachfrage für Mietleitungen werde
1997 um 100 % zurückgehen, und dies um so
weniger, als Portugal Telecom für die folgenden
Jahre Tarifsenkungen plant. Realistischer wäre
es, davon auszugehen, daß die Nachfrage nach
Kapazität in den nächsten drei Jahren um bis
zu 50 % abnehmen könnte . Damit würden
höchstens 3,7 Mrd . PTE jährlich an Umsatz
verlorengehen (weniger als 1 % des jährlichen
Umsatzes). Würde Portugal Telecom ihre Preise
anpassen , so wäre die Abnahme natürlich noch
geringer, und es könnte sogar zu einer vollstän­
digen Kompensation kommen, wenn die
Mobilfunkbetreiber dadurch veranlaßt würden,
zusätzliche Basisstationen einzurichten .

Ein Umsatzverlust stellt keine Gewinnschmäle­
rung in gleicher Höhe dar, da für Portugal
Telecom auch die mit der Bereitstellung der
Mietleitungen verbundenen Aufwendungen
wegfallen würden . Nur die entsprechende
Gewinnspanne würde entfallen . Hierzu hat
Portugal keine Angaben geliefert. Wir könnten
von einer Gewinnspanne von bis zu 50 %
ausgehen, was bereits — falls dieser Höchstwert
zutrifft — eine unfaire Preisgestaltung im Sinne
von Artikel 86 Buchstabe c) EG-Vertrag —

— Die portugiesische Argumentation beruht auf
einer statischen Sicht . Mit der Liberalisierung
des Mobilfunkmarktes aufgrund der Richtlinie
96/2/EG dürften Neubetreiber bald von der
portugiesischen Regierung die Zulassung zum
Tätigwerden auf den DCS-1800-Frequenzbän­
dern erhalten, so daß sich Portugal Telecom
gezwungen sehen wird, ihre Netzentwicklung
zu beschleunigen, um mit den beiden gegen­
wärtigen GSM-Betreibern konkurrieren zu
können . Durch diese neue Nachfrage wird der
bereits sehr begrenzte Effekt der Kündigung
einiger Leitungsmieten durch die GSM­
Betreiber mehr als wettgemacht. Hervorzu­
heben ist, daß die Verzögerungen , die bei der
Ausschreibung für die DCS 1 800- und ERMES­
Dienste durch die portugiesische Regierung
eingetreten sind, Portugal Telecom größere
Mietleitungseinnahmenverluste verursachen, als
es die sofortige Durchführung von Artikel 3c
der Richtlinie 90/388 /EWG in der Fassung der
Richtlinie 96/2/EG täte . Auch dürfte die Libe­
ralisierung des Sprachdienstes für geschlossene
Benutzergruppen die Mietleitungsnachfrage
erheblich erhöhen, nämlich für komplementäre
Festnetz-Telekommunikationsdienste ; damit ist
also sicherlich eine alternative Ansatzmöglich­
keit für die von den GSM-Betreibern freige­
setzte Übertragungskapazität gegeben . Infolge
dieses zu erwartenden Wachstums des Leitungs­
mietmarktes ist es durchaus möglich, daß
Portugal Telecom selbst dann , wenn sie weitere
Mengenrabatte gewährt, ihr Gewinniveau in

(') Schreiben vom 30 . Juli 1996, S. 5.
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Schlußfolgerung

(24) Da nichts dafür spricht, daß Portugal Telecom die
Gewinne aus der Vermietung von Leitungen an
Mobilfunkbetreibern benötigt, um die gebotenen
Strukturanpassungen zu gewährleisten, und darüber
hinaus davon auszugehen ist, daß der Portugal­
Telecom-Konzern insgesamt seine Einnahmen
erhöht, wenn keine Ausnahme von der sofortigen
Anwendung von Artikel 3c der Richtlinie
90/388/EWG gewährt wird, ist es nicht gerechtfer­
tigt, Portugal Telecom die beantragte Zusatzfrist zu
gewähren .

diesem Bereich hält . Mit einer solchen Rabatt­
gewährung hätten die Mobilfunkbetreiber sogar
noch geringere Anreize , eine eigene Infra­
struktur aufzubauen . Einer der Stellungnahmen
zufolge bietet Portugal Telecom der mit ihr
verbundenen Gesellschaft TV Cabo Portugal
bereits jetzt Glasfaserleitungen zu einem Miet­
preis an , der in einigen Fällen um das Fünfzig­
fache niedriger liegt als der Mobilfunkbetrei­
bern berechnete Mietpreis .

Schließlich muß im Zusammenhang mit der Beur­
teilung der Auswirkungen, die eine sofortige
Umsetzung von Artikel 3c der Richtlinie
90/388/EWG auf den Portugal-Telecom-Konzern
hätte , auch Artikel 3a letzter Absatz berücksichtigt
werden . Nach dieser Vorschrift dürfen „Mitglied­
staaten , denen eine zusätzliche Ubergangsfrist zur
Aufhebung der Beschränkungen für Infrastruktur
gemäß Artikel 3c eingeräumt wurde (. . .) während
dieser Frist keine weiteren Mobilkommunikations­
oder Personal-Kommunikations-Lizenzen an Fern­
meldeorganisationen oder mit diesen verbundene
Organisationen erteilen . Soweit Fernmeldeorganisa­
tionen nicht oder nicht mehr über ausschließliche
Rechte oder besondere Rechte gemäß Artikel 2
Absatz 1 Buchstaben b) und c) in bezug auf den
Aufbau und die Bereitstellung der öffentlichen
Netzinfrastruktur verfügen , dürfen sie nicht von
vorneherein von diesen Lizenzverfahren ausge­
schlossen werden ." Da TMN dementsprechend
während der gesamten von der portugiesischen
Regierung beantragten Zusatzfrist an keiner
Ausschreibung für DCS 1800 teilnehmen dürfte,
würden TMN in dieser Hypothese möglicherweise
Gewinne auf diesem neuen Marktsegment
entgehen, so daß diese auch von dem oben
erwähnten Gewinnminderungsbetrag abzuziehen
wären, welcher sich aus der Kündigung der
Leitungsmietverträge durch die GSM-Betreiber
ergeben würde .

Was die Auswirkungen der Liberalisierung des
Sprachdienstes für geschlossene Benutzergruppen
anbetrifft, so stellt die Kommission fest, daß sie
aufgrund der Richtlinie 90/388 /EWG bis zum 31 .
Dezember 1990 hätte umgesetzt sein müssen .

Entwicklung des Handelsverkehrs

(23) Da es, wie obige Ausführungen zeigen, keine
Rechtfertigungsgründe dafür gibt, nach Artikel 4
der Richtlinie 96/2/EG eine Ausnahme von der
Verpflichtung zu gewähren , Beschränkungen für
Mobilfunkbetreiber hinsichtlich des Aufbaus einer
eigenen Infrastruktur und der Nutzung der Infra­
struktur dritter Beteiligter sofort aufzuheben,
brauchen die Auswirkungen einer solchen Ausnah­
meregelung auf den Handelsverkehr und ihre
mögliche Vereinbarkeit mit den Interessen der
Gemeinschaft nicht geprüft zu werden .

III . Antrag auf eine zusätzliche Umsetzungs­
frist in bezug auf den Sprachtelefondienst
und die dazugehörige Netzinfrastruktur

Zu den Auswirkungen einer Aufhebung der
ausschließlichen Rechte, über die Portugal
Telecom zur Zeit verfügt

Die Argumentation der portugiesischen Regierung

(25) Für die Beantragung der Ausnahmeregelung gibt
die portugiesische Regierung folgende Gründe an :

— Portugal Telecom muß ihre Tarife in erheb­
lichem Maße umgestalten;

— die Anschlußdichte ist niedrig.

Standpunkt der Kommission

(26) Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
müssen zusätzliche Umsetzungsfristen strikt den
von der portugiesischen Regierung erwähnten
Erfordernissen der Strukturanpassung im Hinblick
auf die Einführung eines uneingeschränkten Wett­
bewerbs entsprechen; hierbei geht es um eine
weitere Anpassung von Portugal Telecoms Tarifen ,
die in den meisten Fällen zu hoch erscheinen,
sowie um den Umstand, daß die Anschlußdichte zu
niedrig erscheint (rund 37 Hauptanschlüsse je 100
Einwohner bei einem EG-Durchschnitt von 48 im
Jahre 1995) und die Durchschnittsausgaben je
Hauptanschluß gering sind (1995 lagen sie je 100
Einwohner bei 20,720 ECU gegenüber 33,275 ECU
im Vereinigten Königreich).

(27) Die Kommission stellt fest, daß Portugal Telecom
mit der Netzmodernisierung bereits weit vorange­
kommen ist . 1995 war die Vermittlung bei Portugal
Telecom zu 70 % digitalisiert, das Fernnetz zu
100 % und das Auslandsnetz zu 89 % . Bei der
Ortsgesprächvermittlung soll die Digitalisierung
nach Auskunft der portugiesischen Regierung 1998
97 % erreichen und damit weitaus höher liegen als
bei anderen Telekommunikationsorganisationen in
der Gemeinschaft, wie z . B. Deutsche Telekom und
Telecom Italia. Beim Sprachtelefondienst ist die
Anschlußdichte im Vergleich zu den übrigen
EG-Ländern in Portugal jedoch immer noch sehr
niedrig.
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a) Tarifreform

(28 ) Die portugiesische Regierung macht geltend, daß
von 1989 bis 1996 alle Gebühren , außer auf Orts­
und Regionalgespräche , real gesenkt worden sind .
Trotzdem seien die Tarife größtenteils immer noch
zu hoch und weit von denen anderer EG-Telekom­
munikationsorganisationen entfernt . Auch aus
diesem Grunde sei es weiterhin erforderlich, die
Gebühren so anzupassen , daß der Preis sich weiter
den zugrundeliegenden Kosten annähert. Bei der
Neugestaltung der Tarife geht Portugal stufenweise
und flexibel vor und achtet auf zumutbare Preise
und angemessene Leistung für die Verbraucher.
Jede Telekommunikationsorganisation in der
Gemeinschaft führt eine Tarifreform durch oder

hat dies getan . Für Portugal stellt sich die Frage,
wie schnell diese vonstatten gehen soll . Wegen der
Vorgaben der vorgesehenen Preiskappungsregelung
benötige Portugal Telecom noch etwa fünf Jahre,
um die Fern- und Auslandsgesprächsgebühren zu
senken und die Anschluß- und Grundgebühren zu
erhöhen (d.h . die Jahre 1996 bis 2000).

(29) Nachstehende Tabelle — beruhend auf im Besitz
der Kommission befindlichen Unterlagen (') —
stützt die Auffassung der portugiesischen Regie­
rung; in der Tabelle werden bestimmte Telefonta­
rife von Portugal Telecom den entsprechenden
Werten einer Telekommunikationsorganisation
gegenübergestellt, die bereits ihre Tarife umge­
staltet hat (2):

Tarife in Ecu zum

1 . Januar 1996
Portugal
Telecom

British
Telecom

Differenz PT/BT
(BT = 100)

Neuanschlußgebühr 76,66 137,53 56

Zweimonats-Grundgebühr 18,53 19,53 95

Ortsgespräche von 3 sowie von 10 Min .
Dauer

0,06-0,12 0,06-0,19 100-63

(Spitzenzeiten) 0,06-0,23 0,14-0,47 43-49

Ferngespräche von 3 sowie von 10 Min .
Dauer

1,17-3,91 0,35-1,16 334-337

Gespräche innerhalb der EG von 3 sowie
von 10 Min . Dauer

2,31-7,70 1,29-4,31 179-179

— die Einnahmen aus Auslandsgesprächen decken
deren Kosten (plus Standardgewinnspanne).

Bei diesem Vergleich ist insofern Vorsicht ange­
bracht, als die Ortstarifzonen in Portugal (mit
einem Radius von 5 km) weitaus kleiner sind als
im Vereinigten Königreich (mit einem Radius von
mehr als 30 km). Für viele Nahgespräche werden
in Portugal daher Regionalgesprächsgebühren
erhoben, so daß „Ortsgespräche" nur rund 7 % der
Einnahmen von Portugal Telecom ausmachen . Infolgedessen würden die Telekommunikationsor­

ganisationen in der Regel die Zweimonatsgrundge­
bühr und den Ortstarif erhöhen (oder dürfen sie
zumindest nicht senken) und den Ferntarif herab­
setzen . Offensichtlich sind aber, wie bereits
erwähnt, die Ortstarife von Portugal Telecom im
Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten bereits hoch,
so daß das Unternehmen nicht in der Lage ist,
durch ihre Erhöhung Tarifsenkungen bei Fern­
und Auslandsgesprächen auszugleichen .

(30) Da wegen des technischen Fortschritts im Netz die
Kosten immer weniger von der Entfernung
abhängen, bedingt eine Kostenausrichtung der
Tarife im allgemeinen eine Anpassung der Preise ,
bei der die Kosten durch die Einnahmen ausge­
glichen werden ; dies bedeutet folgendes :

— die Einnahmen aus Anschluß- und Grundge­
bühren decken die Fixkosten (plus Standardge­
winnspanne);

— die Einnahmen aus Ortsgesprächen decken
deren Kosten (plus Standardgewinnspanne);

— die Einnahmen aus Ferngesprächen decken
deren Kosten (plus Standardgewinnspanne); und

(') Tarifica-Studie für CEC-GD XIII .
(2) Ein direkter Vergleich von Portugal Telecoms Telefontarifen

mit dem Gemeinschaftsdurchschnitt (der kein gewichteter
Durchschnitt ist) wäre nicht aussagekräftig, da die Tarifstruk­
turen der Telekommunikationsorganisationen in den 15 EG­
Ländern immer noch stark voneinander abweichen und
außerdem zur Zeit gerade Tarifreformen laufen . Ein Vergleich
mit British Telecom wurde auch bei der Kommissionsent­
scheidung in bezug auf Irland vom 27. November 1996 unter­
nommen .
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graphischer ( ( ) und ökonomischer Art (zu erwähnen
ist insbesondere das niedrigere portugiesische BIP,
das sich in niedrigeren Durchschnittsausgaben je
Anschluß niederschlägt: 560 ECU je Hauptan­
schluß 1995 gegenüber 605 ECU im Vereinigten
Königreich) —, die für Portugal spezifisch sind,
von den privaten Haushalten gar keine große
Nachfrage nach Anschlüssen ausgeht. Ein zusätz­
liches Marktwachstum würde daher von niedrigeren
Tarifen sowie dem Angebot neuer Dienste und
zunehmender Geschäftstätigkeit bei den gewerb­
lichen Kunden abhängen; eine solche Entwicklung
könnte am besten durch die Einführung des Wett­
bewerbs beschleunigt werden und würde also keine
zusätzlichen Umsetzungsfristen rechtfertigen .
Entwicklung des Handelsverkehrs

(36) Zwar würde der portugiesische Telekommunika­
tionsmarkt mit der Gewährung einer Zusatzfrist für
die Portugiesische Republik zwei Jahre lang abge­
schottet, doch wären die damit verbundenen
nachteiligen Auswirkungen auf die Entwicklung
des Handelsverkehrs in der Gemeinschaft durch
folgende Faktoren begrenzt:
— Den begrenzten Umfang des portugiesischen

Telekommunikationsmarktes, verglichen mit
dem Markt der Gemeinschaft . Zu erwarten ist,
daß ab dem 1 . Januar 1998 umfangreiche Inve­
stitionen vor allem in Mitgliedstaaten wie
Deutschland, den Niederlanden und Frankreich
erfolgen, wo eine höhere Rentabilität zu
erwarten ist .

— Die Dauer der beantragten Fristverlängerung:
Ein neuer öffentlicher Telefondienstbetreiber
braucht eine längere Vorlaufzeit, um seinen
Gewerbebetrieb aufzubauen . Der Nachteil , der
eine Zusatzfrist von 24 Monaten für potentielle
Investoren hätte , wäre dadurch begrenzt, daß sie
in der Zwischenzeit ihre Investitionen voraus­
planen könnten , um bereits vor dem 1 . Januar
2000 betriebsbereit zu sein .

(37) Darüber hinaus würden nachteilige Auswirkungen
auf die folgenden Gegebenheiten begrenzt:
— Portugal Telecom hat nicht vor, seinen Betrieb

auf Mitgliedstaaten auszuweiten , die ihre Märkte
bereits liberalisiert haben . Wäre dies der Fall so
könnte die Fristverlängerung, mit der die
Aufrechterhaltung höherer Preise auf dem
Inlandsmarkt ermöglicht wird, nicht nur zur
Vornahme der notwendigen Anpassungen,
sondern auch zur Quersubventionierung der
Tätigkeit auf Auslandsmärkten verwendet
werden . Dadurch würde eindeutig der Wettbe­
werb zu Lasten der vorhandenen und hinzu­
kommenden Telekommunikationsorganisa­
tionen in den anderen Mitgliedstaaten
verfälscht, und dies würde dem Interesse der
Gemeinschaft zuwiderlaufen .

(31 ) Angesichts der bereits vollzogenen Tarifanpas­
sungen und der festen Zusagen, bis zum Jahre
2000 die Tarifreform durch Senkung der Fern - und
Auslandsgesprächstarife abzuschließen , kann die
Fortsetzung des stufenweisen Vorgehens bei der
weiteren Senkung der Tarife als gerechtfertigt
gelten , da die zur Erhöhung der Anschlußdichte in
den kommenden Jahren erforderlichen Ressourcen
nicht geschmälert werden dürfen .

b) Anschlußdichte

(32) Bei der Erhöhung der Anschlußdichte konnte sich
Portugal Telecom in den vergangenen fünf Jahren
in die Zuwachsraten-Spitzengruppe innerhalb der
Gemeinschaft einreihen (1991 : 24 Hauptanschlüsse
je 100 Einwohner, 1995: 37). Trotzdem hat Portugal
immer noch die zweitniedrigste Anschlußdichte in
der Gemeinschaft (nach Irland). Nach portugiesi­
schen Angaben haben 26 % der portugiesischen
privaten Haushalte noch kein Telefon ; dies liege
hauptsächlich daran , daß das Netz noch nicht
genügend ausgebaut sei .

(33) In einigen Stellungnahmen wird zutreffend hervor­
gehoben, daß sich mit der Einführung des Wettbe­
werbs die Anschlußdichte erhöhen wird . Man kann
jedoch davon ausgehen , daß neu auf den Markt
tretende Akteure sich in einer ersten Phase auf
Großkunden konzentrieren würden , um eine
ausreichende Rentabilität zu erzielen , bevor sie sich
neuen Kunden zuwenden . Dem Argument der
portugiesischen Regierung, es liege im Interesse
der Allgemeinheit, wenn Portugal Telecom in die
Lage versetzt wird, sein Ausbauprogramm zur
weiteren Erhöhung der Telefondienste fortzusetzen ,
kann man deshalb zustimmen, selbst wenn die
Portugal Telecom eingeräumte Zusatzfrist das
Unternehmen in die Lage versetzen sollte, seine
Marktstellung durch eine Erhöhung seiner Effi­
zienz zu stärken . Der Ausbau würde zu einem
bestimmten Maße auch zukünftigen neuen Markt­
teilnehmern nutzen : Je mehr Teilnehmer das
öffentliche Telekommunikationsnetz hat, desto
mehr Gespräche werden geführt, und diese
entfallen sowohl auf Portugal Telecom als auch auf
neu hinzukommende Unternehmen .

(34) Allerdings geht aus den Angaben der portugiesi­
schen Regierung nicht nur hervor, daß die
Anschlußdichte in Portugal immer noch niedrig
ist, sondern auch , daß die unbefriedigte Nachfrage
begrenzt ist . So zeigt sich beispielsweise, daß die
durchschnittliche Wartefrist für Neuanschlüsse
stark abgenommen hat, nämlich von zehn Monaten
1989 auf nur acht Tage 1995 .

(35) Die Notwendigkeit, die Anschlußdichte zu
erhöhen , kann es deshalb rechtfertigen , daß
Portugal Telecom für einen begrenzten Zeitraum
die ausschließlichen Rechte behält . Daß die jähr­
lichen Zuwachsraten bei der Anschlußdichte
abnehmen (von 14,5 % 1990 auf 5 % 1995), zeigt,
daß wegen verschiedener Faktoren — u . a . demo­

(') Die durchschnittliche Haushaltsgröße beträgt in Portugal 2,9
Personen , d . h . mehr als in allen anderen Mitgliedstaaten
außer Irland und Spanien (EG-Durchschnitt: 2,6). Dadurch
verringert sich das Potential für die Erhöhung der Anschluß­
dichte bei den privaten Haushalten .
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an : Wegen verschiedener Faktoren , u . a . demogra­
phischer und ökonomischer Art (insbesondere das
niedrigere portugiesische BIP, das sich in niedri­
geren Durchschnittsausgaben je Anschluß nieder­
schlägt), gibt es wenig Spielraum für eine Verbreite­
rung des Marktes für liberalisierte Dienstleistungen .

(40) Zur Zeit erziele Portugal Telecom aus der
Leitungsvermietung Einnahmen von über 23 Mrd.
PTE (rund 6 % des Umsatzes). Eine Aufhebung der
Beschränkungen bei der Nutzung fremder Infra­
struktur vor dem 1 . Juli 1999 würde nach Angaben
der portugiesischen Regierung (2) bedeuten , daß
Portugal Telecom bis zum Jahre 2000 jährlich
Einnahmeverluste von rund 4 Mrd . PTE (d . h . rund
1 % des Umsatzes) entstehen , da die Anbieter libe­
ralisierter Dienste anstelle von Mietleitungen
(hauptsächlich zur Fernnetz-Zusammenschaltung)
alternative Netzinfrastruktur nutzen würden .
Würde Portugal Telecom in einem Alternativsze­
nario die Leitungsmiete erheblich herabsetzen , um
ihren Marktanteil bei schätzungsweise 80 % zu
halten, dann würde sie — so die portugiesische
Regierung — bis zum Jahre 2000 Einnahmen in
Höhe von insgesamt 24 Mrd . PTE einbüßen .

— Die Aufhebung von Beschränkungen in bezug
auf die Nutzung eigener oder fremder Infra­
struktur gilt, wie nachstehend erwähnt, ab dem
1 . Juli 1997. Dadurch sollen etwaige neue
Marktteilnehmer von diesem Zeitpunkt an in
die Lage versetzt werden , in Vorbereitung auf
den vollständigen Wettbewerb über solche
Infrastruktur bereits liberalisierte Telekommu­
nikationsdienste anzubieten, insbesondere
Sprachdienste über Unternehmensnetze und für
geschlossene Benutzergruppen .

— Vollständige Umsetzung der Richtlinie
90/388/EWG — unabhängig von der zur Zeit
geltenden Ausnahmeregelung —, insbesondere
Aufhebung der zur Zeit geltenden komplemen­
tären Lizenzregelungen : Damit können
Anbieter liberalisierter Dienste, wie zum
Beispiel Anbieter von Sprachdiensten für
geschlossene Benutzergruppen , auf der Grund­
lage einer einfachen Erklärung diese Tätigkeit
aufnehmen .

— Unbeschadet der Folgenabschätzung nach
Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie 95/51 /EG der
Kommission (') wird kurzfristig gewährleistet,
daß TV Cabo als ein von Portugal Telecom
unabhängiges Unternehmen geführt wird,
solange TV Cabo dem Portugal-Telecom­
Konzern angehört .

Schlußfolgerung

(38 ) Aus den dargelegten Gründen ist die Kommission
der Auffassung, daß die Entwicklung des Handels­
verkehrs, die mit der Einräumung einer zusätz­
lichen Umsetzungsfrist bis zum 1 . Januar 2000
anstatt zum 1 . Januar 1998 für die Beseitigung der
ausschließlichen Rechte von Portugal Telecom bei
der Bereitstellung des Sprachtelefondienstes und
der dazugehörigen öffentlichen Netzinfrastruktur
verbunden wäre, nach Artikel 2 Absatz 2 der Richt­
linie 90/388/EWG mit dem Interesse der Gemein­
schaft zu vereinbaren ist, sofern die erwähnten
Voraussetzungen erfüllt werden .

Standpunkt der Kommission

(41 ) Dieser Darstellung kann nicht in Gänze gefolgt
werden . Zwar trifft zu, daß Portugal Telecom
aufgrund ihrer ausschließlichen Rechte zum
Anbieten von Netzinfrastruktur garantierte
Einnahmen aus Leitungsvermietung an Endver­
braucher und Anbieter liberalisierter Telekommu­
nikationsdienste bezieht. Doch verlangt Richtlinie
92/44/EWG, daß Leitungen auf kostenorientierter
Basis zu vermieten sind . Da die Mitgliedstaaten
dieser Verpflichtung nachzukommen haben, ist
nicht davon auszugehen, daß durch ein alternatives
Angebot die Marktposition von Telekommunika­
tionsorganisationen in diesem Bereich erheblich
beeinflußt wird .

IV. Antrag auf eine zusätzliche Umsetzungs­
frist in bezug auf die Aufhebung der
Beschränkungen bei der Bereitstellung
bereits liberalisierter Telekommunika­
tionsdienste unter Nutzung eigener und
alternativer Infrastruktur

Zu den Auswirkungen einer sofortigen Aufhe­
bung der Restriktionen

Argumentation der Portugiesischen Republik

(39) Für ihre Beantragung einer Ausnahmeregelung
führt die Portugiesische Republik folgende Gründe

(42) Zwar trifft zu, daß die Leitungsmiettarife in
Portugal noch nicht vollständig umgestaltet worden
sind. Eine kostenorientierte Tarifreform könnte
jedoch rasch eingeführt werden , durch die verhin­
dert wird, daß Portugal Telecom gegebenenfalls
Einnahmen an alternative Infrastrukturbieter
verliert, da die Kunden ein diversifiziertes Angebot
wahrnehmen würden . Entsprechende Tarifsen­
kungen würden sich nicht so stark auf Portugal
Telecom auswirken , wie von der portugiesischen
Regierung dargestellt, und zwar aus folgenden
Gründen :

(') ABl . Nr. L 256 vom 26 . 10 . 1995, S. 49 . (2) Schreiben vom 3 . Januar 1997 .
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wenn hier auf kürzere Sicht von einem langsamen
Wachstum auszugehen ist. Während Portugal
Telecom derartige Dienste mit eigener Infra­
struktur anbieten könnte, wären ihre Wettbewerber,
die globale liberalisierte Dienste wie VPN und
Sprachdienste für geschlossene Benutzergruppen
anbieten, gezwungen, Leitungen in Anspruch zu
nehmen, die sie von dem Betreiber zu mieten
haben, mit dem sie in Wettbewerb treten wollen .
Dies würde sich um so gravierender auswirken , als
Portugal Telecom — Stellungnahmen zufolge —
seine Bücher nicht auf hinreichend transparente
Weise führt, so daß ihre Tätigkeit im Monopolbe­
reich nicht adäquat von ihrer Tätigkeit im liberali­
sierten Sektor unterschieden werden kann, und daß
keine strukturelle betriebliche Trennung besteht,
die Mitarbeiter im Infrastrukturbereich von
Portugal Telecom daran hindern würde, Informa­
tionen an Kollegen weiterzugeben , die liberalisierte
Dienste verkaufen .

Schlußfolgerung

(44) Da nach Richtlinie 92/44/EWG über die Einfüh­
rung des offenen Netzzuganges bei Mietleitungen
Leitungsmiettarife sich nach den Kosten zu richten
haben, wäre eine lange zusätzliche Umsetzungsfrist
nicht gerechtfertigt. In Anbetracht der relativ nied­
rigen durchschnittlichen Kaufkraft des portugiesi­
schen Benutzers ist es jedoch wahrscheinlich , daß
der Markt für bereits liberalisierte Dienste relativ
langsam zunimmt. Eine sofortige Aufhebung der
Beschränkungen bei der Bereitstellung eigener und
alternativer Infrastruktur würde sich kurzfristig auf
die Einnahmen von Portugal Telecom auswirken,
was wiederum zusammen mit der zur Zeit
laufenden Umgestaltung der Sprachtelefondienstta­
rife den Netzausbau und die Telefondienst-Grund­
versorgung negativ beeinflussen könnte .

(45) Die Kommission ist daher der Auffassung, daß die
Entwicklung des Handelsverkehrs durch die
Einräumung einer zusätzlichen Umsetzungsfrist für
die Liberalisierung der alternativen Infrastruktur an
Portugal nicht in einem den Interessen der
Gemeinschaft zuwiderlaufenden Ausmaße beein­
trächtigt werden würde, wenn diese Frist den 1 .
Juli 1997 nicht überschreitet —

— Der Markt für liberalisierte Dienstleistungen
(der Sprachdienst für geschlossene Benutzer­
gruppen ist gerade erst 1996 liberalisiert
worden) ist langfristig ein Wachstumsmarkt,
auch wenn die Zuwächse in Portugal auf
kürzere Sicht geringer sein könnten als in
anderen Mitgliedstaaten . Selbst bei niedrigeren
Tarifen könnten Einbußen nach einiger Zeit
durch höhere Nachfrage nach Mietleitungen
wettgemacht werden .

— Ein vollständig getrenntes Grundnetz birgt
erhebliche Risiken (z . B. im Falle von
Störungen). Die Betreiber würden daher auf
jeden Fall die Leitungen von Portugal Telecom
oder dritter Anbieter weiter benutzen , um
Auffangkapazität zu haben , mittels deren sie bei
Störungen im eigenen Netz ihren Dienst
aufrechterhalten könnten .

— Sinkt der Umsatz, so sinkt der Gewinn nicht in
gleicher Höhe , da auch die Aufwendungen für
die Bereitstellung der Mietleitungen wegfallen .

— Andere Gesellschaften des Portugal-Telecom­
Konzerns würden ihre eigene Infrastruktur
anbieten und dadurch ihren Gewinn entspre­
chend erhöhen , was etwaige negative Auswir­
kungen der Aufhebung der Beschränkungen für
diese Gesellschaften in der konsolidierten
Konzernrechnung wettmachen würde .

Ferner berücksichtigt Portugal Telecom nicht die
Einnahmen, die ihr durch die Erbringung von
Zusammenschaltungsdienstleistungen an Konkur­
renten entstehen . Normalerweise sind die Aufwen­
dungen für die Zusammenschaltung der größte
Kostenfaktor für neu auf den Markt tretende
Akteure . Die Aufhebung der Beschränkungen führt
also nicht nur zu keinen Einnahmeverlusten ,
sondern vielmehr nach einiger Zeit zu Zusatzein­
nahmen .

Entwicklung des Handelsverkehrs

(43) Als Folge ihres Monopols bei der Bereitstellung der
öffentlichen Telekommunikationsinfrastruktur ist
Portugal Telecom einziger Anbieter von Mietlei­
tungen und der Zusammenschaltung für Anbieter
liberalisierter Dienste . Das Unternehmen legt
damit weitgehend die Kosten für seine Konkur­
renten bei den liberalisierten Diensten fest. Dies
läßt sich u . a . an den erwähnten hohen Leitungs­
miettarifen erkennen , durch die die Erbringung
bestimmter liberalisierter Dienste unwirtschaftlich
wird . Auch daß Portugal Telecom möglicherweise
Kenntnis hat von den potentiellen Kosten für ihre
Wettbewerber, wird den Handel zunehmend
beeinträchtigen , wenn nämlich der öffentliche
Diensteanbieter in Portugal sein eigenes Angebot
an liberalisierten Diensten weiterentwickelt, auch

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Portugal darf bis zum 1 . Januar 1999 die Aufhebung der
Beschränkungen bei der direkten Zusammenschaltung
von Mobilfunknetzen mit ausländischen Netzen
verschieben . Zum gleichen Zeitpunkt hat sie der
Kommission die gesetzlichen Maßnahmen anzuzeigen ,
mit denen Artikel 3d der Richtlinie 90/388/EWG umge­
setzt wird.
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bewerbs bis zum 1 . Januar 2000, insbesondere in
bezug auf die Finanzierung des Universaldienstes .

— Bis zum 1 . Januar 1999 anstatt zum 1 . Januar 1997:
Unterrichtung der Kommission über Entwürfe von
Lizenzen für Sprachtelefondienst-Anbieter bzw. die
Betreiber der dazugehörigen Netze .

— Bis zum 1 . Juli 1999 anstatt zum 1 . Juli 1997:
Bekanntgabe der Lizenzbedingungen für sämtliche
Dienste und der Zusammenschaltungstarife, jeweils
entsprechend den einschlägigen EG-Richtlinien .

— Bis zum 1 . Januar 2000 anstatt zum 1 . Januar 1998 :
Erteilung von Lizenzen und Änderung bestehender
Lizenzen zur Einführung des Wettbewerbs im Sprach­
telefondienst.

Artikel 4

Portugal darf die Aufhebung der Beschränkungen , die für
die Erbringung bereits liberalisierter Telekommunika­
tionsdienste

a) über vom Erbringer des Telekommunikationsdienstes
errichtete Netze,

b) über von Dritten bereitgestellte Infrastruktur und
c) unter gemeinsamer Nutzung von Netzen , sonstigen

Anlagen und Standorten
gelten , bis zum 1 . Juli 1997 verschieben .

Portugal wird der Kommission bis zum 1 . Juli 1997
anstatt zum 1 . Juli 1996 alle Maßnahmen mitteilen, die
sie ergriffen hat, um diese Beschränkungen aufzuheben .

Artikel 5

Diese Entscheidung ist an Portugal gerichtet .

Brüssel , den 12. Februar 1997

Artikel 2

Nicht verschieben darf Portugal die in Artikel 3c der
Richtlinie 90/388/EWG vorgesehene Aufhebung der
Beschränkungen für Betreiber von Mobil- und Personal­
kommunikationssystemen in bezug auf
a) den Aufbau einer eigenen Infrastruktur,
b) die Nutzung von durch Dritte bereitgestellter Infra­

struktur und

c) die gemeinsame Nutzung von Netzen , sonstigen
Anlagen und Standorten .

Die portugiesische Regierung unterrichtet die Kommis­
sion über alle Genehmigungen, welche sie Mobilfunkbe­
treibern , die eine eigene Infrastruktur aufbauen wollen ,
und anderen Telekommunikationsinfrastrukturbesitzern,
die Kapazität an Mobilfunkbetreiber vermieten wollen ,
erteilt , und über diesen — auf Antrag — zugeteilte Fre­
quenzen .

Artikel 3

Portugal darf bis zum 1 . Januar 2000 die Aufhebung der
ausschließlichen Rechte verschieben , die Portugal
Telecom gegenwärtig in bezug auf die Erbringung des
Sprachtelefondienstes und des Aufbaus und der Bereitstel­
lung öffentlicher Telekommunikationsnetze eingeräumt
werden , sofern die nachstehenden Bedingungen gemäß
den angegebenen Terminen erfüllt werden :
— Bis zum 1 . Juli 1997 anstatt zum 1 . Juli 1996 : Unter­

richtung der Kommission über sämtliche Maßnahmen
zur Aufhebung der Beschränkungen bei der Erbrin­
gung bereits liberalisierter Telekommunikations­
dienste

a) über vom Erbringer der Telekommunikations­
dienste errichtete Netze ,

b) über von Dritten bereitgestellte Infrastruktur und
c) unter gemeinsamer Nutzung von Netzen , sonstigen

Anlagen und Standorten .
— Bis zum 12. November 1997 anstatt zum 11 . Januar

1997 : Unterrichtung der Kommission über gesetzliche
Änderungen zur Einführung des vollständigen Wett­

Für die Kommission

Karel VAN MIERT

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 6. Mai 1997

zur Änderung der Entscheidung 961742/EG zur Festlegung eines Verzeichnisses
der für die Veterinärkontrollen von Erzeugnissen und Tieren aus Drittländern
zugelassenen Grenzkontrollstellen und zur Festlegung genauer Bestimmungen
über die von den tierärztlichen Sachverständigen der Kommission durchzufüh­

renden Kontrollen

(Text von Bedeutung für den EWR)

(97/311 /EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,
gestützt auf die Richtlinie 90/675/EWG des Rates vom 10 . Dezember 1990 zur Festlegung
von Grundregeln für die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft
eingeführten Erzeugnissen ('), zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/43/EG (2), insbeson­
dere auf Artikel 9 Absatz 4,

gestützt auf die Richtlinie 91 /496/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von
Grundregeln für die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft einge­
führten Tieren und zur Änderung der Richtlinien 89/662/EWG, 90/425/EWG und
90/675/EWG (3), zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/43/EG, insbesondere auf Artikel
6 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
In der Entscheidung 96/742/EG der Kommission (4), zuletzt geändert durch die Entschei­
dung 97/298/EG (■'), ist das Verzeichnis der für die Veterinärkontrollen von Erzeugnissen
und Tieren aus Drittländern zugelassenen Grenzkontrollstellen festgelegt .
Einige Grenzkontrollstellen wurden von den Kommissionsdienststellen kontrolliert . Die
Mitgliedstaaten haben außerdem die Möglichkeit, die Streichung bereits aufgenommener
Grenzkontrollstellen bzw. die Aufnahme neuer Grenzkontrollstellen in dieses Verzeichnis
vorzuschlagen , wobei die neuen Stellen vor ihrer Aufnahme kontrolliert werden müssen .
Die Kontrollergebnisse und die Vorschläge der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
machen eine Änderung der Entscheidung 96/742/EG erforderlich .
Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme
des Ständigen Veterinärausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Entscheidung 96/742/EG wird wie folgt geändert :
1 . In dem Teil betreffend die Niederlande erhalten die Angaben zu den Grenzkontroll­

stellen folgende Fassung:

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

„0401399 Amsterdam Flughafen x x x x x x x

0401799 Amsterdam Hafen x x x x

0401899 Eemshaven Hafen x x

0402099 Harlingen Hafen x x

0401599 Maastricht Flughafen x x x x x x

0402699 Moerdijk Hafen x

0401699 Rotterdam Hafen x x x x

0402199 Vlissingen Hafen x x x" \ \ l
(') ABl . Nr. L 373 vom 31 . 12 . 1990 , S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 162 vom 1 . 7 . 1996, S. 1 .
H ABl . Nr. L 268 vom 24 . 9 . 1991 , S. 56 .
(4) ABl . Nr. L 338 vom 28 . 12 . 1996, S. 91 .
5) ABl . Nr. L 124 vom 16. 5 . 1997, S. 48 .
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2 . In dem Teil betreffend Schweden erhalten die Angaben zu den Grenzkontrollstellen
folgende Fassung:

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

„ 1625199 Björn fjell-Kiruna
Eda

Straße

Straße
X 0
X C)

x

x

x x x x x

1614299 Göteborg Hafen x o x x x x x x

1617199 Hån Straße x o x x x x x x

1612399 Helsingborg Hafen x o x x x

1610199 Karlskrona Hafen x f) x x x

1614199 Landvetter/Göteborg
Lysekil

Norrköping

Flughafen
Hafen

Flughafen

x (<)
x f)

x

x

x x x

x

x

x

x

Aus Norwegen und
Island

1601199 Stockholm Hafen x o x

1601299 Stockholm/Arlanda Flughafen
1623199 Storlien-Järpen Straße x f) x x x x x x

1614399 Svinesund Straße x (6) x x x x x x

Varberg Hafen x 0 x x x x Nur umhüllte
Erzeugnisse; Pferde
von April bis
Oktober

Wallhamn Hafen x f) x x x

1612199 Ystad Hafen x C) x x x"

3 . In dem Teil betreffend Deutschland wird folgende Angabí
scher Reihenfolge eingefügt:

zu Düsseldorf in alphabeti­

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

„Düsseldorf Flughafen x x x x"

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet .

Brüssel , den 6 . Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 12. Mai 1997

zur Genehmigung der Maßnahmen zur Tilgung der spongiformen Rinderenze­
phalopathie in Irland

(97/312/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom
26. Juni 1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und
tierzüchterischen Kontrollen im innergemeinschaftlichen
Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen im
Hinblick auf den Binnenmarkt ('), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 92/ 1 18 /EWG (2), insbesondere auf Artikel
10 Absatz 4,

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom
11 . Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im
Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (3), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/ 1 18/EWG, insbesondere
auf Artikel 9 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Gemäß Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie
89/662/EWG und Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie
90/425/EWG trifft der Herkunftsmitgliedstaat in seinem
Hoheitsgebiet angemessene Maßnahmen zur Verhütung
von Situationen, die die Gesundheit von Mensch und Tier
ernsthaft gefährden könnten .
Um die Gesundheit von Mensch und Tier in der Gemein­
schaft zu schützen, hat die Kommission folgende
Entscheidungen erlassen : Entscheidung 94/474/EG vom
27. Juli 1994 über Schutzmaßnahmen gegen die spongi­
forme Rinderenzephalopathie und zur Aufhebung der
Entscheidungen 89/469/EWG und 90/200/EWG (4),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 95/287/EG (*);
Entscheidung 92/290/EWG vom 14 . Mai 1992 über
bestimmte Schutzmaßnahmen für Rinderembryonen
gegen die spongiforme Rinderenzephalopathie im Ver­
einigten Königreich (6), zuletzt geändert durch die Akte
über den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens;
Entscheidung 94/381 /EG vom 27 . Juni 1994 über Schutz­
maßnahmen in bezug auf die spongiforme Rinderenze­
phalopathie und Verfütterung von aus Säugetieren gewon­
nenen Futtermitteln (7), geändert durch die Entscheidung
95/60/EG (8); Entscheidung 94/382/EG vom 27 . Juni
1994 über die Zulassung alternativer Verfahren zur Hitze­
behandlung von Wiederkäuerabfällen im Hinblick auf die

Inaktivierung der Erreger der spongiformen Rinderenze­
phalopathie (9), geändert durch die Entscheidung
95/29/EG ( 10); Entscheidung 96/239/EG vom 27. März
1996 mit den zum Schutz gegen die bovine spongiforme
Enzephalopathie (BSE) zutreffenden Dringlichkeitsmaß­
nahmen ("), geändert durch die Entscheidung 96/362/
EG ( 12) sowie die Entscheidung 96/449/EG vom 18 . Juli
1996 über die Zulassung alternativer Verfahren zur Hitze­
behandlung von tierischen Abfällen im Hinblick auf die
Inaktivierung der Erreger der spongiformen Enzephalopa­
thie ( 13).

Nachdem im März 1996 neue Informationen über
bestimmte Creutzfeldt-Jakob-Fälle veröffentlicht worden
sind, bei denen ein Zusammenhang mit BSE nicht ausge­
schlossen werden konnte, haben die Gemeinschaftsinsti­
tutionen erkannt, daß zur Bekämpfung und Tilgung der
BSE entscheidende Maßnahmen getroffen werden
müssen .

In Irland sind in einheimischen Rinderbeständen BSE­
Fälle aufgetreten .

Zwecks Bekämpfung von BSE schreibt die Entscheidung
96/449/EG vom 1 . April 1997 an vor, daß tierische
Abfälle mit Hilfe eines Verfahrens verarbeitet werden , das
für die Dauer von 20 Minuten eine Mindesttemperatur
von 133 °C bei einem Druck von 3 bar gewährleistet .
Darüber hinaus hat der Wissenschaftliche Veterinäraus­
schuß empfohlen , daß spezifisches Risikomaterial (SRM),
nämlich

a) der Schädel , einschließlich Gehirn und Augen, jedoch
ohne die Zunge , sowie das Rückenmark von
— über 12 Monate alten Rindern ,
— über 12 Monate alten Schafen und Ziegen bzw.

Schafen und Ziegen mit einem bereits durchgebro­
chenen Schneidezahn des Dauergebisses;

b) die Milz von Schafen und Ziegen;

aus der Lebens- und Futtermittelkette auszuschließen
sind .

Im November 1996 hat Irland der Kommission einen
Plan mit zusätzlichen Maßnahmen zur Bekämpfung und
Tilgung der BSE in seinem Hoheitsgebiet, im folgenden
„Plan" genannt, vorgelegt . Eine geänderte Fassung dieses
Plans wurde von Irland am 24. Februar 1997 nachge­
reicht .C ) ABl . Nr. L 224 vom 18 . 8 . 1990 , S. 29 .

(2) ABl . Nr. L 62 vom 15. 3 . 1993, S. 49 .
Y) ABl . Nr. L 395 vom 30 . 12 . 1989, S. 13 .
(4) ABl . Nr. L 194 vom 29 . 7 . 1994, S. 96 .
O ABl . Nr. L 181 vom 1 . 8 . 1995, S. 40 .
(*) ABl . Nr. L 152 vom 4. 6 . 1992, S. 37 .
(7) ABl . Nr. L 172 vom 7 . 7 . 1994, S. 23 .
s ABl . Nr. L 55 vom 11 . 3 . 1995, S. 43 .

f) ABl . Nr. L 172 vom 7. 7 . 1994, S. 25 .
( I0) ABl . Nr. L 38 vom 18 . 2 . 1995, S. 17.
(") ABl . Nr. L 78 vom 28 . 3 . 1996, S. 47 .
( 12) ABl . Nr. L 139 vom 12. 6 . 1996, S. 17 .
13 ABl . Nr. L 184 vom 24. 7 . 1996, S. 43 .
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Der am 13 . November 1996 vorgelegte Plan wird in
seiner geänderten Fassung vom 24. Februar 1997 dazu
beitragen, die Zahl künftiger BSE-Fälle zu begrenzen und
die Kontrollen zu verschärfen . Er sollte daher genehmigt
werden .

Die Kommission sollte Kontrollbeauftragte nach Irland
entsenden, um vor Ort die ordnungsgemäße Durchfüh­
rung dieser Entscheidung zu überprüfen .

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär­
ausschusses —

Kernpunkte dieses Plans sind:

a) die Zwangsschlachtung und unschädliche Beseitung
aller BSE-verdächtigen Tiere und bei Seuchenbestäti­
gung die Tötung und unschädliche Beseitigung aller
Tiere in Beständen, in denen BSE-Fälle aufgetreten
sind;

b) die Kennzeichnung von Tieren , die den gleichen
Risiken ausgesetzt sind wie die erkrankten Tiere ;

c) Maßnahmen zum Ausschuß von spezifischem Risiko­
material aus der Lebens- und Futtermittelkette;

d) Verbot der Verwendung von Fleisch- und Knochen­
mehl, das spezifisches Risikomaterial enthält, und
Rücknahme etwa vorhandener Bestände .

Entsprechend den vom Rat auf seiner Tagung vom 1 . bis
zum 3 . April 1996 gezogenen Schlußfolgerungen sollte
ein Plan , der darauf abzielt, BSE unter Kontrolle zu
bringen und die Zahl künftiger Seuchenfälle zu redu­
zieren , in erster Linie auf die Tötung und unschädliche
Beseitigung von Tieren ausgerichtet sein , die höchstwahr­
scheinlich mit infiziertem Fleisch - und Knochenmehl in
Berührung gekommen sind .

Diese Möglichkeit sollte nach den Schlußfolgerungen des
Rates von jedem Mitgliedstaat, außer dem Vereinigten
Königreich , von Fall zu Fall in Anspruch genommen
werden können .

Die irischen Behörden werden in jedem einzelnen BSE­
Fall eine umfassende epidemiologische Untersuchung
durchführen , um auch andere Tiere zu ermitteln , die
wahrscheinlich mit infiziertem Fleisch- und Knochen­
mehl in Berührung gekommen sind, und veranlassen , daß
diese Tiere getötet und die Tierkörper unschädlich besei­
tigt werden; diese Untersuchung betrifft auch Tiere , die
möglicherweise in andere Betriebe umgesetzt worden
sind .

Daher ist es für die Kommission akzeptabel, daß Irland
für die Durchführung dieses Tilgungsplans eine Finanz­
hilfe der Gemeinschaft erhält, die nach den Grundsätzen
und Verfahren gemäß Nummern 8 und 9 der Schlußfol­
gerungen des Rates vom 1 . bis 3 . April 1996 gewährt wird .

Gemäß Nummer 9 der genannten Schlußfolgerungen des
Rates hat die Kommission zur Marktstützung die Verord­
nung (EG) Nr. 716/96 ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2423/96 (2), und die Verordnung
(EG) Nr. 717/96 (3), geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 841 /96 (4), erlassen .

Für den vorliegenden Plan wird in Irland eine ähnliche
Finanzhilfe vorgeschlagen .

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der von Irland im November 1996 vorgelegte Plan zur
Tilgung der spongiformen Rinderenzephalopathie wird in
der geänderten Fassung vom 24 . Februar 1997 genehmigt.

Artikel 2

Irland erläßt zum 1 . Mai 1997 die zur Durchführung des
Plans gemäß Artikel 1 erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschri ften .

Artikel 3

( 1 ) Irland teilt der Kommission jede beabsichtigte
Änderung des Plans gemäß Artikel 1 mit .

(2) Wird eine Änderung im Sinne von Absatz 1 mitge­
teilt, so wird diese Entscheidung so bald wie möglich
überprüft .

Artikel 4

Die Kommission entsendet Inspektoren, die für die
Gemeinschaft vor Ort die ordnungsgemäße Durchfüh­
rung des Plans überprüfen .

Artikel 5

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel , den 12. Mai 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

( 1 ) ABl . Nr. L 99 vom 20 . 4 . 1996, S. 14.
(2) ABl . Nr. L 329 vom 19 . 12 . 1996, S. 43 .
(3) ABl . Nr. L 99 vom 20 . 4 . 1996, S. 16 .
(4) ABl . Nr. L 114 vom 8 . 5 . 1996, S. 18 .
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